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G t 2Ir. DEZ, 1971 'Ob d G 'dese z vom • • • • • • . • u er en eme1n e-
sanitätsdienst (Gemeindesanitätsgesetz 1971)

Der Landtag hat beschlossen:

1. Abschnitt

All g e m ein e

§ 1

B e s tim m u n gen

Aufgabe der Gemeinde

Jede Gemeinde hat, insoweit nicht § 7 zur Anwendung kommt,
zum Zwecke der fachlichen Besorgung der ihr nach Maßgabe bundes­
und landesgesetzlicher Vorschriften im eigenen oder übertragenen
Wirkungsbereich zukommenden AUfgaben einen Arzt (Gemeindearzt)
anzustellen.

§ 2

Eigener. Wirkungsbereich

Die Gemeinden und die Sanitätskreise (§ 7) haben ihre ih diesem
Gesetz geregelten Aufgaben im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen.

§ 3

Dienstrechtliche Stellung des Gemeindearztes
(Kreisarztes)

(1) Gemeinda- und Kreisärzte sind öffentlich-rechtliche Bedien­
stete, die von einer Gemeinde oder einem Sanitätskreis auf Grund
dieses Gesetzes angestellt werden •.

(2) Die für' Gemeindeärzte getroffenen dienstrechtlichen Rege- ".
lungen dieses Gesetzes sind, soferne nichts anderes bestimmt wird,
'auch auf Kreis'ärzte anzuwenden.

f'
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. § 4

Anstellungserfordernisse

(1) Zur Anstellung als Gemeindearzt ist erforderlich:
a) die österreichische 8taatsbürgerschaft,
b) ein ehrenhaftes Vorleben,
c) volle Eignung zur ßrfüllung der Dienstesobliegen­

heiten,
d) die Berechtigung zur selbständigen Ausübungen des

ärztlichen Berufes als prvktischer Arzto

(2) Von der Anstellung als Gemeindearzt sind ausgeschlos
a) Arzte, die auf Grund eines Disziplinarerkenntniss l

aus einem öffentlichen Dienst· entlassen worden sij
b) Arzte, deren Handlungsfähigkeit beschränkt ist,
c) Ärzte, die im Zeitpunkte des Ablaufes der Bewerbul

frist das 5uo Lebensjahr überschritten habeno
(3) Arzten,die zum Zeitpunkte des Ablaufes der Bewerbungf

frist das 550 Lebensjahr noch nicht erreicht haben, kann die
Nachsicht von der Überschreitung der in Abso2 litoc festgese1
Altersgrenze erteilt werden, wenn sich kein Arzt um die Anst€
lung bewirbt, der das 500 Lebensjahr nicht überschritten hato

(4) Auf Gemeindeärzte des Dienststandes und auf Gemeindeä
die gemäß § 23 AbSo2 in den zeitlichen Ruhestand versetzt war
sind, finde~ Abso2 litoc und Abs o3 keine Anwendungo

§ 5
Vakanz der GemeindearztsteIle, btellenausschreibung

(1) Wird die Stelle eines Gemeindearztes (Kreisarztes) frl
so hat die Gemeinde (der Sanit~tskreis) die Stelle unverzügli l

im Landesamtsblatt derart auszuschreiben, daß den Bewerbern fi
die an den Gemeinderat zu richtenden Gesuche eine Frist von
mindestens sechs Wochen nach Erscheinen des Landesamtsblattes
offensteht0 Gleichzeitig hat der Gemeinderat unter Bedachtnam
auf § 4 Absa1 und 2 einen Arzt mit den gemeindeärztlichen Auf­
gaben bis zur Wiederbesetzung der Stelle zu betrauen und hieve
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die Bezirkshauptmannschaft zu verständigeno

(2) Das Gesuch ist mit Geburtsurkunde, Staatsbürgerschafts­
nachweis, Diplom oder einer beglaubigten Abschrift des Diploms,
sowie den Zeugnissen über die Ausbildung und bisherige Tätigkeit
zu belegeno Dem Gesuche ist überdies ein amtsärztliches Zeugnis
über den Gesundheitszustand des Bewerbers anzuschließen o

(3) Die Bewerbungen sind vor Beschlußfassung über die An­
stellung an die Ärztekammer für Burgenland zur Stellungnahme zu
übersendeno Für die Abgabe der Stellungnahme ist eine Frist von
mindestens vier Wochen einzuräumeno

(4) Jede freie Stelle eines Gemeindear~tes (Kreisarztes) ist
spätestens binnen vier Monaten nach deren Freiwerden zu besetzeno
Die erfolgte Anstellung des Gemeindearztes ist unverzüglich dem
Amte der Landesregierung und der Bezirkshauptmannschaft mitzu­
teileno

(5) Durch die Betrauung eines Arztes mit den gemeindeärzt­
lichen Aufgaben im Sinne des Abso1 20 Satz wird ein Dienstver­
hältnis nicht begründeto

(6) Hinsichtlich ,der Vergütung für die Tätigkeit des mit
den gemeindeärztlichen A~gaben betrauten Arztes und hinsicht­
lich der Reisekostenvergütung gilt §-18 Abso5 und 6 sinngemäßo

§ 6

Angelobung

(1) Der Gemeindearzt ist vor Antritt des Amtes vom Bürger-
meister mit folgender Gelöbnisformel anzugeloben:

"Ich gelobe bei meiner Ehre, die mir als Gemeindearzt
(Kreisarzt) obliegenden Pflichten gewissenhaft zu erfüllen,
das Amtsgeheimnis treu zu wahren und stets das Beste des
öffentlichen Gesundheitsdienstes in dem mir zugewiesenen
Wirkungskreis anzustreben und zu förderno tl
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Der Gemeindearzt antwortet unter Leistung eines Handschlages:
11 Ich gelobe! "

(2) Ein Gelöbnis unter Bedingungen oder mit Zusätzen gilt
als verweigert; die Beifügung einer religiösen Eidesformel ist
zulässigo

/ 20 Abschnitt

G e m ein d e ver b ä n d e

( San i t ä t s k r eis e )

§ 7
Bildung, Änderung und Auflösung

(1) Die Landesregierung kann zur gemeinsamen Anstellung von
Ärzten (Kreisärzten) IDld zur Besorgung der sich aus diesem Gosetz
ergebenden, die Kreisärzte betreffenden dienstrechtlichen
haßnahmen durch Verordnung aus Gemeinden desselben politischen
Bezirkes Gemeindeverbände bildeno Hiebei ist unter Berücksichti­
gung der Bevölkerungszahl und Flächenausdehnung der Gemeinden
sowie der berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Kreisärzte
auf die Erzielung einer weitgehenden hinderung der den Gemeinden
erwachsenden Belastungen Bedacht zu nehmeno

(2) In den Verordnungen ist, unter Bedachtnahme auf die Ein­
wohnerzahl und die Verkehrslago der beteiligten Gemeinden, zu
bestiwnen, in welchen Gemeinden die Gemeindeverbände ihren Sitz
habeno In der Verordnung sind auch die Berufssitze der Kreisärzte
zu bestimmeno

(3) Die Gemeindeverbände sind aufzulösen oder zu ändern,
wenn sie den Bedingungen ihres Bestandes (Abs~) nicht mehr ent­
sprecheno

(4) Vor Bildung, Änderung oder Auflösung von Gemeindeverbänden
sind die Gemeinderäte der zu einem Gemeindeverband zusammenzu­
schließenden bzwo zusammengeschlossenen Gemeinden und, wenn hie­
bei eine Gemeinde einem Sanitätskreis angehört, die Gemeinde-
räte sämtlicher diesem Sanitätskreis angehörigen Gemeinden sowie
die Ärztekammer für Burgenland zu höreno

- 4 -

Der Gemeindearzt antwortet unter Leistung eines Handschlages:
11 Ich gelobe! "

(2) Ein Gelöbnis unter Bedingungen oder mit Zusätzen gilt
als verweigert; die Beifügung einer religiösen Eidesformel ist
zulässigo

/ 20 Abschnitt

G e m ein d e ver b ä n d e

( San i t ä t s k r eis e )

§ 7
Bildung, Änderung und Auflösung

(1) Die Landesregierung kann zur gemeinsamen Anstellung von
Ärzten (Kreisärzten) IDld zur Besorgung der sich aus diesem Gosetz
ergebenden, die Kreisärzte betreffenden dienstrechtlichen
haßnahmen durch Verordnung aus Gemeinden desselben politischen
Bezirkes Gemeindeverbände bildeno Hiebei ist unter Berücksichti­
gung der Bevölkerungszahl und Flächenausdehnung der Gemeinden
sowie der berechtigten wirtschaftlichen Interessen der Kreisärzte
auf die Erzielung einer weitgehenden hinderung der den Gemeinden
erwachsenden Belastungen Bedacht zu nehmeno

(2) In den Verordnungen ist, unter Bedachtnahme auf die Ein­
wohnerzahl und die Verkehrslago der beteiligten Gemeinden, zu
bestiwnen, in welchen Gemeinden die Gemeindeverbände ihren Sitz
habeno In der Verordnung sind auch die Berufssitze der Kreisärzte
zu bestimmeno

(3) Die Gemeindeverbände sind aufzulösen oder zu ändern,
wenn sie den Bedingungen ihres Bestandes (Abs~) nicht mehr ent­
sprecheno

(4) Vor Bildung, Änderung oder Auflösung von Gemeindeverbänden
sind die Gemeinderäte der zu einem Gemeindeverband zusammenzu­
schließenden bzwo zusammengeschlossenen Gemeinden und, wenn hie­
bei eine Gemeinde einem Sanitätskreis angehört, die Gemeinde-
räte sämtlicher diesem Sanitätskreis angehörigen Gemeinden sowie
die Ärztekammer für Burgenland zu höreno



", - 5 -

~ 8

Organe des Sanitätskreises

(1) Die Organe des Sanitätskreisesänd der Salutätsausschuß
und der Obmann (Obmallilstcllvertreter) dos Sanitätsausschusseso

(2) Der Sanitätsausschuß faßt seine Beschlüsse in Sitzungen,
die, soferne dieser nichts anderes bestimmt, in der Sitzgemeinde

des Sanitätskreises (§ 7 Abso2) abzuhalten sind; er tritt hiezu
nach Bedarf, mindestens aber einmal im Jahr zusammeno

(3) Auf die Sitzungen wld Beschlüsse des Sanitätsausschusses
sind die Bestimmungen der L~ 36 bis 42 und 44 Abso1 bis Abso6
der Burgenländischen Geme illdeordnung , LGBla Nro 37/1965, sinngemäß
anzuwenden; hiebei tritt an die Stelle des Gemeinderates der
Sanitätsaussch~ und an die Stelle des Bürgermeisters der Obmann
des Sanitätsausschusseso

Mitglieder des Sanitätsausschusses

(1) Die Mitglieder des Sanitätsausschusses werden von den
verbandsanbehörigen Geme:hden entsendeto Der Gemeinderat jeder
verbandsangehörigen Gemeinde hat binnen sechs Wochen nach seiner
konstituierenden SitZUllg aus seiner Mitte nach den Grundsätzen
der Verhältniswahl die in Abso2 festgesetzteAnzahl von Mit~

gliedern des Sanitätsausschusses lild deren Ersatzmänner zu

wähleno

(2) Die Zahl der von einem Gemeinderat zu wählenden Mit­
glieder des Sanitätsausschusses richtet sich nach der anläßlich
der letzten Volkszählung ermittelten ~inwohnerzahl der Gemeinde
und hat für Gemeinden

mit höchstens 10UO Einwohnern 2

mit 1001 bis 1500 Einwomlern 3
mit 1501 bis 2000 Einwohnern 4
mit 20U1 bis 3000 Einwohnern 5

und mit mehr als 3000 Einwohnern 6

zu betrageno
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(3) Die Mitglieder (Ersatzmänner) des Sanitätsausschusses
werden für die Funktionsdauer des Gemeinderates gewählta Nach
Ablauf der Funktionsdauer des Gemeinderates oder nach dessen
Auflösung bleiben sie bis zur Durchführung der Neuwahl durch
den Gemeinderat im Amt o

(4) ßcheidet ein Mitglied (Ersatzmann) vor Ablauf seiner
Amtsdauer aus dem Sanitätsausschuß aus, ist für den Hest der
Amtsdauer ein Nachfolger zu wähleno

(5) Das Amt eines Mitgliedes des Sanitätsausschusses ist
ein Ehronamto Den Mitgliedern des 8anitätsausschusses gebührt
aus Mitteln der Gemeinde, die sie in den Sanitätsausschuß ent­
sendet hat, die Vergütung der mit der Ausübung ihres Amtes ver­
bundenen baren Auslagen sowie der Ersatz des tatsächlich ent­
gangeneL l~rbeitsverdiensteso Im Streitfalle entscheidet der Ge­
meinderato

§ 10

"Jahl des CJbmannes

(1) Die Nitglieder des Sanitätsausschusses sind zur ersten
Litzung vom Bürgermeister der Sitzgemeinde .( ~ 7 Abs 02) ohne
unnötigen Aufschub einzuberufeno

(2) In seiner ersten bitzung hat der Sanitätsausschuß aus
seiner Mitte den ubmullil und den Ubmurll~stellvertretGrzu wähleno
Bis zur Wahl des Obffiamles führt der Bürgermeister der 8itzge­
meinde den Vorsitz o

§ 11

Führung der Kanzleigeschäfte

Der Sanitätsausschuß hat mit der ]'ührung der Kanzleigeschäfte
des Banitätskreises ein Gemeindeamt mit Zustimmung der betrof­

fenen Gemeinde bzwa des betroffenen Gomeindeverballdes zu betraueno

'.
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3. Abschnitt

P f 1 ich t e nun d
G e m ein d e a r z t e s

§ 12

R e c h ted e s

( K r eis a r z t es)

Allgemeine Pflichten

(1) Dem Gemeindearzt obliegt die fachliche Besorgung der
Aufgaben der Gemeinde auf dem Gebiete des Gesundheitswesens.

(2) Der Kreisarzt ist, unbesch8det seiner dienstrechtlichen
Stellung, Fachorgan der Gemeinden des Snnitätskreises im Sinne
des Abs. 1 und wird als solches für das jeweils zuständige Ge­
meindeorgnn tätig.

(3) Der Gemeindearzt (Kreisarzt) ist verpflichtet, jeder­
mann in der Gemeinde bzw. im Ssnitätskreis die notwendige ärzt­
liche Hilfe zu leisten, soferne der Kranke nicht in Behandlung
eines anderen Arztes steht oder der Arzt, der den Kranken be­
reits behandelt hat, nicht erreichbar ist. An Sonntagen und an
gesetzlichen Feiertagen ist der Gemeindearzt (Kreisarzt) zur
Hilfeleistung nur in dringlichen Fällen verpflichtet. Der An­
spruch auf Honorar bleibt unberührt.

(4) Der Gemeindearzt ist insbesondere verpflichtet, auf
Anordnung des Bürgermeisters (des Obmannes des S8nitätsaus­
schusses) die Vertretung für einen benachbarten Gemeindearzt
(Kreisarzt) zu übernehmen.

§ 13

Ordination außerhalb d~s Berufssitzes

(1) ~uf Antrag einer verb8ndsangehörigen Gemeinde oder des
Kreisarztes hat der Sanitätsausschuß nach Anhörung des Antrags­
gegners die Abhaltung von regelmäßigen Ordinationen außerhalb
des Berufssitzes des Kreisarztes anzuordnen, soferne 'eine aus-

'reichende ärztliche Betreuung der Bevölkerung in dem in Aus-
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des Berufssitzes des Kreisarztes anzuordnen, soferne 'eine aus-

'reichende ärztliche Betreuung der Bevölkerung in dem in Aus-
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sicht genommenen Ort bzw. Ortsteil und dessen Einzugsgebiet
nicht gewährleistet ist und deren .,Abhaltung für den Kreisarzt
keine unzumutbare Mehrbelastung bedeutet~ Vor Erlassung einer
solchen Anordnung ist die Ärztekamm0r für Burgenland zu hören.
Zur Abgabe ihrer Stellungnahme ist dieser eine Frist von
mindestens vier Wochen einzuräumen.

(2) Bestehen in einer Gemeinde mehrere zusammenhängende
Siedlungen (Ortsverwaltungsteile), so hat der Gemeinderat die
Abhaltung von regelmaßigen OrdinRtionen des Gemeindearztes
außerhalb seines Berufssitzes anzuordnen, soferne eine aus­
reichende ärztliche Betreuung der Bevölkerung in der in Aus­
sicht genommenen Siedlung und ihrem Einzugsgebiet nicht gewähr­
leistet ist und deren Abhaltung für den Gemeindearzt keine unzu­
mutbare Mehrbelastung bedeutet. In diesem F81le sind die er­

forderlichen Ordinationsräume beizustellen und in einem solchen
Zustand zu halten, daß sie den hygienischen Anforderungen ent­
sprechen. Abs. 1 2. und 3. Satz ist anzuwenden.

(3) Die Gemeinde, in welcher regelmäßig Ordinationen gemäß
Abs. 1 abgehalten werden, hat die hiezu erforderlichen Ordin8­
tionsr.äume beizustellen, diese in einem solchen Zustand zu
halten, daß sie den' hygienischen Anforderungen entsprechen, Sv­

wie den Aufwand für sämtliche damit verbundenen Kosten zu tragen.

§ 14

Bezüge

(1) Der Gemeindearzt hat Anspruch auf ein monatliches Ent­
gelt in der Höhe von 5 v.H. des jeweiligen Gehaltes eines Landes­
beamten der TIienstklasse VII, Gehaltsstufe 1, einschließlich
allfälliger Teuerungszulagen. Der Anspruch beginnt mit dem auf
den Tag des Dienstantrittes nächstfolgenden Monatsersten oder,
wenn der Dienst an einem Monatsersten angetreten wird, mit
diesem Tag. Das monatliche Bntgelt ist am Ersten eines jeden
Monates oder, wenn der Monatserste kein Arbeitstag ist, am vor­
hergehenden Arbeitstag im Vorhinein von der Gemeinde (dem
Sanitätskreis) zu entrichten.
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(2) Das monatliche Entgelt erhöht sich bis zur Vollendung

des 35. Dienstjahres für je fünf für die Vorrückung anrechen­
bare Dienstjahre um 14 v.H. des monatlichen Entgeltes gemäß
.A bs. 1 0

(3) Die Vorrückung gemäß Abs. 2 findet an dem auf die Voll­
endung des fünf jährigen Zeitraumes folgenden 1. Jänner oder
10 Juli st8tt (Vorrückungstermin). D~e fünf jährige Frist gilt
auch dann als am Vorrückungstermin vollstreckt, wenn sie vor
dem Ablauf des dem Vorrückungstermin folgenden 31. März bzw.
300 September endet.

(4) Außer dem monDtlichen Entgelt gebLilirt dem Gemeindearzt
für jedes Kalendervierteljahr eine Sonderzahlung in der Höhe von
50 VoR. des mon8tlichen Entgeltes, das ihm für den Monat der
Entrichtung zusteht.• Steht ein Gem·.~indearzt während des Kalender­
vierteljahres, für das die S6nderzahlung gebührt, nicht ununter­
brochen im Genuß des vollen monatlichen Entgeltes, so gebührt
ihm als Sonderzahlung nur der entsprechende Teil. nie Sonder­
zahlung ist fur das erste Kalendervierteljahr am 10 März und
für die folgenden Kalendervierteljahre ain 10 Juni, 10 September
und 1 0 Dezember zu entrichteno

(5) Ergeben sich bei Berechnung des Monatsentgeltes oder
der Sonderzahlung Groschenbeträge, so ist das ~r.onatsentgelt auf
den nächsthöheren Schillingbetrag aufzurunden.

(6) Der Anspruch auf das monatliche Entgelt und auf d~e

SonderzBhlung endet mit Ablauf des Monates, in dem der Gemeinde­
arzt· BUS dem Dienststand ausscheidet.

§ 15

NaturBlwohnung, Wohnungsgeld

(1) Die Gemeinde (der Sanitätskreis) hat dem Gemeindearzt
(Kreisarzt) i.lber Antrag eine geeignete Naturalwohnung und ge­

. eignete Ordinationsräume zur Verfügung zu stellen.
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(2) Die Gewährung oder der ~ntzug des Benützungsrechtes an

der Naturalwohnung und an den Ordin8tionsräumen hat durch Be­
scheid zu erfolgen. Durch die Üb€rlassung dieser Räumlichkeiten
an den Gemeindearzt (Kreisarzt) wird ein Best8ndverhältnis nicht
begründet.

(3) Der Gemeindearzt (Kreisarzt) hat die NBturalwohnung
und dieOrdinationsräume spätestens binnen drei Monaten nach der
Versetzung in den RuhestBnd odor nach Auflösung des Dienstver­
hältnisses zu raumen und in ordnungsgemäßem Zustande zu über­
geben.

(4) Dem Gemeindearzt (Kreisarzt) kann die Weiterbenlitzung
der N8turalwohnung nach der· Versetzung in den Ruhestand oder
nach Auflösung des Dienstverhältnisses bis zu oinem Jahr be­
willigt werden, wenn auf andere Weise sein Wohnungsbedürfnis
nicht befriedigt werden kann und für ihn aus der Räumung der
Naturalwohnung innerhalb des in Abs. 3 genannten Zeitrnumes ein
unverhältnismäßig höherer Nachteil erwüchse als dem neu ange­
stellten Gemeindearzt (Kreisarzt) aus der Nichtzurverfügung­
stellung der Naturalwohnung.

(5) Unter den Voraussetzungen des Abso 4 können auch diG
Hinterbliebenen des Gemeindearztes (Kreisarztes) im Genuß der
diesem zur Verfüguns gestellten Naturalwohnung bis zu einem
Jahr belassen werden. In diesem Falle gilt Abso 2 sinngemäß~

(6) Der Gemeindearzt (Kreisarzt) hat Anspruch auf das

Wohnungsgeld von monatlich S 500, wenn ihm die Gemeinde (der
Sanitätskreis) eine geeignete Naturalwohnung und geeignete
Ordinationsräume nicht zur Verfügung stellen kann oder der
Gorneindearzt (Kreisarzt) Buf die Überlassung dieser Räumlich­

keiten verzichtet. Der Anspruch ouf das Wohnungsgeld beginnt,
wenn der Verzicht bei Dienstantritt er~lärt worden ist, zugleich
mit dem Anspruch auf das monatliche Entgelt (§ 14 Abs. 1). Wird
der Verzicht erst n8ch diesem Zeitpunkt erklärt, so entsteht
der Anspruch nuf das WohnungsgGld, soferne zwischen der Gemeinde
(dem Sanitätskreis) und dem Gemeindearzt (Kreisarzt) nichts
anderes vereinbart wird, nach dem Ablauf von sechs Monaten nach
dem auf die VerzichtsGrklär-ung folgenden Nonatsersten. Der An­
spruch auf das Wohnungsgeld besteht jedenfalls solange nicht,\.
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als die Naturalwolllung und die Ordinationsräume nicht geräumt
und in ordnungsgemäßem Zustande übergeben worden sindo

~. 16

Reisekosten

(1) Für Reisen, die zur Durchführung der dem Gemeindearzt
(Kreisarzt) obliegenden Aufgaben erforderlich sind (Dienstreisen),
gebührt dem Gemeindoarzt (Kreisarzt) eine Reisckostenvergütung,
wenn deren. Z'iol (Dienstverrichtungsstello.) mehr als zwei Kilo­
meter von seiner 0rdination entfernt isto

(2) Die Höhe der Reisekostunvergütwlg bestimmt sich, soferne
die Dienstreise mit einem Kraftfahrzeug durchgeführt wird, nach
den für die Landesbeamten unter sinngemäßer Anwendung des § 10
Abs~2 der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBlo Nro 133, für die
BenützuI1ß eigener Kraftfahrzeuge jeweils festgelegten Vergütungs­
sätzeno \tJird die Dienstreise nicht mit einem Kraftfahrzeug durch­
geführt, so gebührt der Ersatz des Fahrpreises des billigsten
jeweils in Betracht kommenden Nassenbeförderungsmittelso

(3) Der Anspruch auf Reisekostenvergütung is't für jedes
Kalenderhalbjahr binnen eines Nonates nach seinem Ablauf mittels
Reiserechnung geltend zu macheno

(4) Die Reisekosten des Kreisarztes sind von der Gemeinde
zu tragen, in deren Gebiet die Dienstverrichtung vorgenommen
wurdeo Werden im Zuge einer Dienstreise in uehreren Geilleinden
DienstverrichtUIll,en ausgefÜhrt, so sind die Reisekosten auf
diese im Verhältnis ihrer Entfernung vom Berufssitz aufzuteileno

(5) Mit Einverständnis des Geweindearztes (Kreisarztes)
kann der Gomeinderat (Sanitätsausschuß) an Stelle der Vergütung
gemäß Abso1 ein Reisepauschale festsetzeno
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~ 17
Urlaub

(1) Der Gemeindearzt hat in jedem Kalenderjahr ohne Schmäle­
rung seines ilonatsentgeltes Anspruch auf einen Erholungsurlaub
in der Dauer von 32 vJerktngello'

(2) ~in Erholungsurlaub, der bis zum 300April des folgenden
Kalenderjahres nicht verbraucht wird, vorfällt ohne Anspruch auf
Geldentschädigw~g; der Verfall tritt erst am 31 0 Dezamber ein,
wenn die Dienstbehörde festgestellt hat, daß der Erholungsurlaub
aus dienstlichon Interessen nicht bis zum 300April in Anspruch
genommen werden kG1LUo Eine Ablöse des Urlaubes in Geld findet
nicht statt o

(3) Zusätzlich kann, soweit es der Dienst zuläßt, aus be­
sonderen Anlässen (zoBo zu 8tudienzwccken) über schriftliches
Ansuchen ein außerordentlicher Urlaub (Sonderurlaub) im Ausmaße
von zwei Wochen im Jahr vom Bürgermeister gewährt werdeno

§ 18

Vertretung des Gemeindearztes

(1) Ist die weiterführung der der Gemeinde gemäß ~ 1 ob­
liegenden Aufgaben nicht durch einen anderen Gemeindeazrt (Kreis­
arzt) gewährleistet, so hat der Bürgermeister bei jeder länger
als 48 Stunden dauernden Abwesenheit des Gemoindearztes (Kreis­
arztes) einen Arzt mit der Vertretung zu betraueno

(2) Für q.ie Dauer des Erholungsurlaubes (~. 17 Abs o 1), einer
Dienstunfähigkoitinfolge Krankheit, Unfall oder ]'olgen einer
Krankheit oder eines Unfalles hat der Bürgermeister einen zur
Berufsausübung in Österreich berechtigten praktischen Arzt, in
erster Linie einen benachbarten Gelueindearzt (Kreisarzt) mit
der Vertretung ~u betrauen und hievon der Bezirkshauptmannschaft
unverzüglich Mitteilung zu macheno Dem G0meindearzt (Kreisarzt)
steht bezüglich' der Person des Vertreters ein Vorschlagsrecht
ZUo
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(3) In allen anderen Fällen hat der Gemeindearzt' (Kreisarzt)
einen den Erfordernissen des Abs. 2 entsprechenden Vertreter dem
Bürgermeister namhRft zu machen. Die vom Bürgermeister erfolgte
Betrauung mit der Vertretung ist der Bezirkshauptmannschaft un­
verzüglich mitzuteilen.

(4) Kommt der Gemeindearzt (Kreisarz't) seiner Verpflichtung
gemäß Abs. 3 zur Namhaftmachung eines Vertreters nicht nach, so
hat der Bürgermeister unter Anwendung der Bestimmungen des" Abs. 2
einen, Arzt mit der Vertretung zu betrauen. Der letzt~ Satz des
Abs. 2 ist hiebei nicht anzuwenden.

(5) Für j eden vollen 1'1onat seiner Tätigkei t gebührt dem be­
stellten Vertreter (Abs. 2 - 4) eine monatl"iche, im Nachhinein
fällige Vergütung im Ausmaße eines Monatsbezuges gemäß § 14 Abs.1
und für jeden angefangenen Monat pro Tag ein Dreißigstel der
m~natlichen Vergütung.

(6) Dem Vertreter (Abs. 2 - 4) gebührt eine Reisekostenver­
gütung für die F8hrt von seinem Wohnort zum Berufssitz des ver­
tretenen Gemeindearztes (Kreisarztes), sowie gegebenenfalls eine
Reisekostenvergütung im Sinne des § 16 Abs. 1. Die Bestimrnungen
des § 16 Abs. 2 bis 5 sind sinngemäß anzuwenden.

(7) Die Vertretungskosten dAs gemäß Abs. 3 und 4 bestellten
Vertret~rs hat der vertretene Gemeindearzt (Kreisarzt) zu tragen.

(8) Durch die Betrauung ein~:s Arztes mit der Vertretung
eines Gemeindearztes (Kreisarztes) im Sinne der Ahs. 2, 3 und 4
wird ein Dienstverhältnis nicht begründet.

(9) Unterläßt es der Bürger~eister9 die in den Abs. 1 - 4
festgelegten Verpflichtungen zu erfüllen, so kann die Aufsichts­
behörde (§ 40) die erforderlichen M8ßnahmen an Stelle der Ge­
meinde (d0s Sanitätskreises) selbst treffen. Die durch diese
Maßnahmen verursachten Kosten hat in den Fällen der Aba. 1 und·2
die Gemeinde (der Sanitätskreis), im F811e der Abs. 3 und 4 der
vertretene Gemeindearzt (Kreisarzt) zu tragen.
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§ 19

Vorrückungsstichtag

(1) Für die Vorrückung in höhere Bezüge ist der Vorruckungs­
stichtag maßgebend; er wird dad~rch ermittelt, daß dem Tage der
Anstellung fol~end8 Zeiten zur Gänze vorangesetzt werden:

a) die in einer öffentlichen Krankenanstalt in einem
Dienstverhältnis als Arzt zurückgelegten Dienstzeiten;

b) Dienstzeiten, die in einem Dienstvorhältnis zu einer
Gebietskörperschaft ~der einem Gemeindeverband im
Sanitätsdienst als Arzt zugebracht wurden;

c) Zeiten, während der ein Arzt gemäß § 5 Abs. 1 mit der
Versehung des gemeinde- oder kreisarztlichen Dienstes
betraut war;

d) die Zeit der Ableistung des Prasenzdienstes auf
Grund des Wehrgesetzes, BGBl.N!'. '181/1955.

(2) Der Vorrückungsstichtag ist mit BGschoid'festzustellen~

Die Feststellung ist möglichst gleichzeitig mit der Ernennung
des Gemeindearztes vorzunehmen.

§ 20

Provisorisches Dienstverhältnis

(1) Das Dienstverhältnis des Gemeindearztes ist zunächst
provisorisch und wird nach einem Jahr, soferne es nicht vorher
gekündigt wird, definitiv.

(2) Das provisorische Dienstverhältnis kann vom Dienstgeber
durch schriftliche Kündigung zum Ende jedes Kalendermonates
ohne Angabt; von Gründen gelöst werden. Die Kündigungsfrist be­

trägt dr&i Monate. Die Kündigung ist rechtswirksamt wenn sie
spätestens am letzten Tag des provisorischen Dienstverhältnisses
ausgesprochen wird.
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(3) Boi Anstellung eines im Dienst einer anderen Gemeinde
bzwo eines anderen Sanitätskreis~s stehenden Geaeindearztes,
dessen Dienstverhäfunis bereits definitiv geworden ist, findet
Abs01 und 2 keine Anwendung 0

§ 21

Endigung des Dienstverhältnisses

(1) Das Dienstverhältnis des Gemeindearztes erlischt,
10 durch Kündigung des provisorischen Diens~verhält­

nisses gemäß § 20 Abs02,
20 durch den Austritt aus dem Dienstverhältnis,
30 durch strafgerichtliche Verurteilung, die nach den

geltenden gesetzlichen Vorschriften den Amtsverlust
zur Folge hat,

4 0 durch Verhängung der Disziplinarstrufe der Entlas-
sung,

50 durch den Verlust der österroichischon Staats-
bürgerschaft,

60 durch den Tod,

70 durch die Entlassung gGmäß § 23 AbSo2o
(2) Die Austrittserklärung gooäß § 1 Ziffo 2 ist spätestens

drei Monatü vor dem Austrittstag schriftlich beim Bürgermeister
oinzubringeno

(3) Durch das Erlöschen des Dienstverhältnisses gemäß Abso1
Ziffo 1 bis 5 verliert der Gemeindearzt alle daraus fließenden
Befugnisse, Rechte und Ansprüche für sic~ und seine Angehörigeno

§ 22

Abfertigung

Spheidet ein definitiver Gemeindearzt aus dem in B 21 Abso1
Ziffo 7 angeführten Grund ohne Anspruch ,aufrluhegenuß aus dem
Dienststand aus, gebührt ihm eine Abfertigung in der Höhe der
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einem Bundesbeamten gemäß § 27 .Abs. 1 Ziffo 2 lit. ades Ge­
halts,gesetzes 1956, BGBI.Nro 54, gebüh."enden Abfertigung. Als
Monatsbezug im Sinne dieser Bestimmung gilt der jeweilige An­
fangsgehalt,eines 1andesbeamten der Verwendungsgruppe A.

§ 23

Dienstrechtliche Stellung des Gemeindearztes
bei Anderune der Kreiseinteilung

(1) Durch das Ausscheiden von Gemeinden aus dem Sanitäts­
kreis oder durch die Linbeziehung weiterer Gemeinden in den
Sanitätskreis wird das Dienstverhältnis der Kreisärzte nicht
berührt.

(2) Gemeinde- oder Kreisärzte, deren Dienstposten durch
Änderung. der Kreiseinteilung (§ 7) aufgelassen werden, sind,
soferne sie 'einen Anspruch 8uf Ruhegenuß besitzen, in den zeit­
lichen Ruhestand zu versetzen; ansonsten sind sie zu entlassen.

(3) Abso 2 ist insoweit nicht anzuwenden, als durch die
Änderung der Kreiseinteiiungneue Dienstposten von Gemeinde-
oder Kreisärzten geschaffen werdeno In diesem Falle sind die
Gemeinde- bzwo Kreisärzte, deren Dienstposten aufgelassen wurden,
von" der Gemeinde bzw. dem Sanitätskreise, bei welchem sie sich
um die Verleihung des neugeschaffenen Dienstpostens bewerben,
nach Maßgabe freier Dienstposten anzustellen, wobei der Gemeinde­
rat (Sanitätsausschuß) unter mehreren Bewerbern die Wahl hat.
Eine solche Bewerbung ist binnen vier Wochen nach Verlautbarung
der Verordnung, mit welcher die Anderung der Kreiseinteilung
verfügt wurde, einzubringen. Die betroffenen Gemeinde- bzw.
Kreisärzte sind auf die Möglichkeit der Bewerbung unter Hinweis
auf die Rechtsfolgen nachweislich aufmerksam zu nachen. Die
Unterlassung der fristgemäßen Bewerbung gilt als Austritt aus
dem Dienstverhältnis gemäß § 21 Abs. 1 Ziff. 2 mit Ablauf der

Bewerbungsfrist.
J

(4) Auf die Anstellung eines Gemeinde- oder Kreisarztes
gemäß Abs. 3 finden die ~§ 4 Abso 2 lit. c und 5 Aba. 1 1. Satz
und Abs. 3 keine Anwendung 0
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§ 24

Ersatz zu Unrecht empfangener Leistungen,
Vorjährung

Hinsichtlich des Ersatzes zu Ullrücht empfangener Leistungen
(Übergonüsse)und hinsichtlich der Verjährung des Anspruches
auf rückständige Leistungen und des Rechtes auf Rückforderung
zu Ur~echt entrichteter Leistungon finden die,BestimmUllgen der
§~ 13 a 1L~d 13 b des Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung der
150 Gühaltsgesetz-Novellc, EGEl., Nro 109/1966, sinngemäß An­
wendung 0

40 Abschnitt

P e n s ion san s p r ü ehe

§ 25

Anwendung besonderer Besti~~ung8n

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, sind
die Bestimmungen des Pensionsgesetzes 1965, 'BGBlo Nro 340, die
~~ 76, 77, 79 Abso1, 80 Abso2, 81 und 82 der Dienstpragruatik,
RGBlo Nro 15/1914, ferner die §§ 45' j und 67 Abso1 und 2 des
Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBlo Nro 22/1947, in ihrer je­
weils für Landesbeamte geltenden Fassung sinngemäß anzuwenden.,
Die in diesen Bestil11fJ.ungen enthaltenen Vorschriften über die
Zuständigkei t von Bundesorganen sind nicht anzu\V"enden o

(2) Abweichend von den Büs~imnlungen des Abs o 1 besteht
kein Anspruch auf Ruhe- bzwo Versorgungsgenuß, wenn die in
einem Dienstverhältnis zu einer oder mehreren Gemeinden bzwo
SanitätskreiscIl verb~achten Zeiten im Zeitpunkte des Ausschei­
dens aus deu Dienststand weniger als volle fünf Jahre betrageno
Die Besti~ung des § 6 Abso3 des Perlsionsgesetzes 1965 findet
auf die Berechnung dieser Dienstzeit keine Anwendungo
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§ 26

Bemessungsgrundlage der Ruhe- und Versorgungsbezüge,
der Abfertigung der Witwe und Wais~, Ausmaß

des Todesfallbeitrages

(1) Für die Benlessune der lluhe- und Versorgungsbezüge gilt
als ruhegenußfähiger Monatsbezug im Sinne des § 5 des ~ensions­

gesetzes 1965 das jeweilige Gehalt eines Landesbeamten der
, -

Dienstklasse VII, Gehaltsstufe 1, einschließlich allfälliger
Teuerungszulagen.

(2) Der Todesfallbeitrag nach einem Gemeindearzt des Dienst­
stanQes beträgt das Dreifache des jeweiligen Gehaltes einffiLan­
desbeamten der Dienstklasse VII, Gehaltsstufe 1, einschließlich
allfälliger Teuerungszulagen.

(3) Die Bemessungsgrundlage der Abfertigung der Witwe und
der Waise genläß § 24 Abso 4 des Pensionsgesetzes 1965 bildet
der jeweilige Anfangsgehalt eines 1andesbearnten der Verwendungs­
gruppe A.

§ 27

Ruhegenußvordienstzeiten

(1) Zeiten, während der der Gemeindearzt mit den Aufgaben
eines Gemeinde- bzw. Kreisarztes anläßlich d0r Erledigung der
GemeindearztsteIle bis zu. deren Wiederbesetzung betraut war,
sind in-vollem Ausmaße als Huhegenußvordienstzeiten anzurechnen.

(2) nie Zeit ei~er selbständigen Ausübung des ärztlichen
~

Berufes ist dem Gemeindearzt zur Hälfte als Ruhegenußvordienst-
zeit anzurechnen. Zeiten der Ausübung einer anderen selbständi­
gen Erwerbstätigkei.t sind von einer Anrechnung ausgeschlosseno

(3) Im übrigen gelten die Bestimrnungen der §§ 53 ff Pen­
sionsgesetz 1965, BGBl.Nr. 340, in der für Landesbeamte jeweils
geltenden Fassung 0
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§ 28

Pensionsbeitrag

(1) Der Gemeindearzt hat einen Pensiensbeitrag in der Höhe
von 50 v.H. seines monatlichen Entgeltes und der Sonderzahlungen
zu entrichten.

(2) Rechtmäßig entrichtete Pensionsbeiträge sind nicht zu­
rückzuzahlen.

(3) Die Gemeinde (der Sanitätskreis) hat 50 v.H. der ihr
(ihm) gemäß Abs. 1 zufließenden Fcnsionsbeiträge an das Land
abzuführeno

§ 29

Besonderer Pensionsbeitrag
Überweisungsbetrag

(1) Bemessungsgrundlage des besonderen Pensionsbeitrages
ist das Anfangsgehalt, auf welches ein Landesbeamter der Ver­
wendungsgruppf;; A 'im Zeitpun~te des Dienstantri ttes des Gemeinde­
arztes Anspruch hatte.

(2) Die Gemeinde hat die bei Anrechnung von Ruhegcnußvor­
dienstzeiten ihr als Dienstgeber gebUhrenden Überweisungsbeträge
(§§ 308, 311 Abso 2, 529 ASVG) und besonder'en Pensionsbeiträge
an das Land abzuführen.

(3) Das Land hat der Gemeinde die bei Ausscheiden eines
Gemeind,earztes aus dem Dienstverhältnis zu leistenden Über­
weisungsbetrage (§ 311 ASVG) zu ersetzen •

.§ 30

Reaktivierung

(1) Im Falle einer neuerlichen Anstellung als Gemeinde­
bzw. Kreisarzt nach den Bestimmungen diesGs Gesetzes endet das
Ruhestandsverhältnis.
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(2) Scheidet ein im Sinne des Abs. 1 neuerlich angestellter
Gemeindea,rzt BUS dem Dienststand aus, so sind ihm die im Ruhe­

stand verbrachten Zeiten auf Antrag als Ruhegenußvordienstzeiten

voll anzurechnen. Im übrigen bleiben die Bestimmungen des Pen­
sionsgcsetzes 1965, BGBl.Nr. 340, in der für 1andcsbeamte je­

weils geltenden Fassung, unberührt.

5. Abschnitt

Ahn dun g von P f 1 ich t ver let z u n gen

§ 31

Disziplinarverfahren

Auf das Disziplinarverfahren gegen Gemeindeärzte finden,

soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt wird, die Be­

stimmungen des V. Abschnittes der Dienstpragmatik, RGBl.Nr.15/

1914 in der für Landesbeamte jeweils geltenden Fassung sinngemaß

Anwendung.

§ 32

Einleituns des Disziplinarverfahrens

Das Disziplinarverfahren kann nur auf Grund eines Antrages
(Disziplinaranzeige) des Gemeinderates (Sanitätsausschusses)

oder der Aufsichtsbehörde (§ 40) eingeleitet werden.

§ 33

Disziplinark.mm~ssion

Zur Durchführung des Disziplin8rverfahrens wird beim Amt

der Landesregierung eine Disziplinark*mmission eingesetzt.

Diese besteht aus

1. dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter,
2. dem Amtsarzt der Bezirksve~waltungsbehörde, in deren

Amtsbereich der Beschuldigte seine~ Berufssitz hat,
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5. Abschnitt

Ahn dun g von P f 1 ich t ver let z u n gen

§ 31

Disziplinarverfahren

Auf das Disziplinarverfahren gegen Gemeindeärzte finden,

soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt wird, die Be­

stimmungen des V. Abschnittes der Dienstpragmatik, RGBl.Nr.15/

1914 in der für Landesbeamte jeweils geltenden Fassung sinngemaß

Anwendung.

§ 32

Einleituns des Disziplinarverfahrens

Das Disziplinarverfahren kann nur auf Grund eines Antrages
(Disziplinaranzeige) des Gemeinderates (Sanitätsausschusses)

oder der Aufsichtsbehörde (§ 40) eingeleitet werden.

§ 33

Disziplinark.mm~ssion

Zur Durchführung des Disziplin8rverfahrens wird beim Amt

der Landesregierung eine Disziplinark*mmission eingesetzt.

Diese besteht aus

1. dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter,
2. dem Amtsarzt der Bezirksve~waltungsbehörde, in deren

Amtsbereich der Beschuldigte seine~ Berufssitz hat,
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3. einem rechtskundigen Landesbeamten,
4. zwei Gemeinde- bzw. Kreisärzten.

§ 34

Disziplinarob8rk~mmission

Uber Rechtsmittel gegen Erkenntnisse und BeschlUsse der
Disziplinarkommission entscheidet die Disziplinare·berkemmission.
Diese besteht aus

1. dem Landeshauptmann oder einem von ihm bestellten
rechtskundigen 1andesbeamten als V.rsitzenden,

2. dem Vorstand der Abteilung für Sanitätsangelegenheiten
des Amtes der Landesregierung,

3. einem rechtskundigen 1andesbeamten,
4. zwei Gemeinde- bzw. Kreisärzteno

§ 35

Bestellung der Mitglieder der Disziplinarkommission
und Disziplinaroberk~oofiission

(1) Die Mitglieder der Disziplinarke~nissionwerden, mit
Ausnahme des unter § 33 Ziff. 2 angeführten Mitgliedes, von der
Landesregierung auf die Dauer von vier Jahren bestellt. Für die

unter § 33 Ziff. 2 bis 4 angeführten rlitglieder sind auch Ersatz­
männer zu bestellen. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter
sind dem Stande der rechtskundigen Landesbeamten zu entnehmen.

(2) Die un~er § 34 Ziff. 3 und 4 angeführten Mitglieder
der Disziplinarobcrkommiss"ion werden von der Landesregierung
auf die Dauer von vier Jahren bestelltD Für die unter § 34

Ziffo 2 bis 4 ang6führten Mitglieder sind auch Ersatzmänner zu

bestellen.

(3) Die dem Stande der Gemcinde- und Kreisärzte angehören­
den lYIi tglieder der Disziplinark8TIlIDi'ssion und der Disziplinar­
ob.:'rkommission sind auf Grund eines VorschlagGs der Ärztekammer
für Burgenland zu bostellen~ Die Ärztekammer für Burgenland ist
zur Einbringung eines Vorsenlages unter Setzung einer angemes-

~.
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senen Frist schriftlich aufzufordernD Kommt die Ärztekammer für
Burgenland dieser Aufforderilllg nicht fristgemäß nach, hat die
Landesregierung die Bestellung vorzUliehmüuo

Bostellung dü~ Disziplinaranwaltes

Der Landeshauptmann hat aus dem Stande der rechtskundigen
Landesbeamten für die Disziplinarkommission und die Disziplinar­
oberkommission je einen DiszipliIlaranwalt und dessen Stollver­
treter zu bestelleno

60 Abschnitt

K 0 s t e n t rag u n g

L 37

Aufwandersatz des Landes

(1) Das Land hat den Gemeinden den Aufwffi~d zu ersetzen,
der durch die Anwendung der L§ 22, 25, 26, 27 und 30 auf die
Gemeinde- bzw o Kreisärzte erwächsto Die Gemoinden und Sanitäts­
kreise haben dem Land einon Beitrag zu leisten; dieser ist mit
dem Betrage zu bemessen, der sich durch die Aufteilung der Hälfte

des gesamten PensionsaufwandGs auf die einzelnen Gemeinden und

Sanitätskreise nach Maßgabe ihrer Einwohnerzahl ergibto Für die
Berechnung der Einwohnerzahl ist das Ergebnis der letzten Volks­
zählung maßgebendo

(2) Der Ponsionsaufwand ge~äß Abso1 vermindort sich UD

die im § 29 AbSo2 angeführten Eilulumucn lh~d erhöht sich um die
im § 29 Abso3 angeführten Ausgaben des Landes o

(3) Das Amt der Landesregierung hat die Beiträge Z~ Pen­
sionsaufwand. (Absa1) den GCßGinden und bUl1itätskreisen halb­
jährlich im nachhinein vorzuschrcibeua Nach Ablauf eines Monates
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nach erfolgter Vorschreibung nicht entrichtete Beiträge (Rück­
stände) können im Verwaltungswege eingebracht werden (§ 1 Abs o1
ZO 3 VVG 1950) a

§ 38

Aufbringung der Mittel durch die
Gemeinden (die Sanitätskreise)

(1) Neben deB nach Maßgabe des ~ 37 AbSo1 zu ersetzenden
Aufwand haben die Gemeil1den (Snnitätskreisc) den übrigen zur
ErfüllUllg ir~cr AufgabeIl erforderlichen Aufwand, soweit gesetz­
lich nichts anderes bestimmt wird, selbst zu tragena

(2) Vom G8samtaufwand der Sanitätskreise (einschließlich
des Beitrages zum Pensionsaufwand), der sich um die in den
§§ 28 und 46 ungeführten ~imlahmen vermindert, haben die
Hälfte vorweg die Goneinden zu tragen, in welchen sich die
Berufssitze der Kreisärzte befindeno Die andere Hälfte tragen
alle Ge~einden der Snnitätskreiso nach Maßgabe ihrer Einwohner­

zahlo Der Aufwand für Kreisärzt8, deren Berufssitz außerhalb des
Sanitätskroises liegt, ist ausschließlich nach Maßgabe der Ein­
wohnerzahl auf die Gemeinden aufzuteilono Für die Berechnung der
Einwohu8rzahl ist das Ergebnis der letzten Volkszählung maßgebendo

(3) Die Obm.ämlcr der ballitätsausschüsso haben den nach Maß­
gabe des § 37.Abs o1 von den canitätskreisen zu tragonden Auf­
wand den verbands8.11g8hörigen Gemüindcll unmittelbar nach erfolgter
Vorschreiblli~g durch das illut der Landesr0gierung zur Zahlung
illllerhalb von zwei Wochen vorzuschreibouo Der übrige zur Er­
füllllilg der Aufg~ben d8r Dunitätskrcise voraussichtlich erfor­

derliche Aufwand isi! den verbandsangühörigen Gemeinden halb­
jährlich zur Zahlung innerhalb eines Monates vorzuschroibeno
Rückstände kölnlen im VerwaltUllgswüge eingebracht werden (~ 1
Ab s 0 1 Z 0 3 VVG 1950) 0
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7. Abschnitt

B e hör den und der 0 n

Wir k u n g s b e r e i c 'b

§ 39

Dienstbehörde, .Zuständigkf:i t

(1) Dienstbehörde I. Instanz ist der Btirgermeister;

Dienstbehörde 11. Instanz ist der Gemeinderat. Dieser entschei­

det tiber Berufungen gegen Bescheidb d8s Bürgermeisters.

(2) Dem Burgermeister obliegt, unbeschadGt der Bestiwaungen

des 5. Abschnittes, die Durchführung aller Dienstrechtsange­

legenheiten des Gemeindearztes, soweit durch Gesetz nicht die

Zuständigkeit des Gemeinderates festgesetzt ist.

(3) Über die nachstehend angef~hrten Dienstrecbtsangelegen­

heiten hat der Gemeinderat zu beschließen;

1. Anst81lung des Gemeindearztes,

2. Nachsicht von dar Überschreitung der Altersgrenze

gemäß § 4 Abs. 3,
,3. Kündigung des provo Dienstverhältnisses gemäß § 20

Abs. 2,

4. Betrauung mit der Führung der gemeindeärztlichen

(krei särztlichen) Aufg8ben bei Erledigung der Ge­

meindearztstelle (Kreisarztstelle) gemäß § 5 Abs.1,

5. Bewilligung der Weiterbenützung der Naturalwohnung

gemäß § 15 P.bs" 4 und 5,
6. dienstrechtliche Maßnahmen, die fUr den Fall des

Übertrittes .der der Versetzung in den Ruhestand

den Anspruch auf höhere Pension bewirken,

7. Versetzung in den zeitlichen oder dauernden Ruhe­

stand,
8. Stellung eines Antrages auf Einleitung eines Diszi­

plinarverfahrens gem. § 320

p
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(4) Hinsichtlich der Kreis'ärzte übt die dem Bürgermeister

zugewiesenen Zuständigkeiten der Obmann des San~tätsausschusses

und die dem Gemeinderat zugewiesenen Zuständigkeiten der Sani­

tätsausschuß auso

§ 40

Aufsichtsbehörde

In Dienstrechtsangelegenheiten der Gemeinde- und Kreisärzte
ist die Landesregierung Aufsichtsbehörde im Sinne des VI. Haupt­

stückes der Bgld. Gemeindeordnung, LGBl.Nro.37/1965 in der

Fassung des Landesgesetz6e LGBl.Nr .. 47/1970 ..

§ 41

Genehmigungsvorbehalt

Die in den Angelegenheiten d8s § 39 Abs. 3 Ziff .. 2, 6 und 7

gefaßten Beschlüsse bedürfen der Genehmigung durch die Auf­

sichtsbehörde (§ 40) 0 Die Genehmigung darf nur versagt werden,
wenn die Beschlliss€ gesetzliche Varschriften verletzen wUrden.

§ 42

Instanzenzug

Der Instanzenzug gegen Bescheide des Obmannes des Sanitäts­
ausschusses in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches
(§ 2) geht an den Sanitätsauaschuße Der Sanittitsausschuß übt

auch die in den verfahronsrechtlichen Bestimmungen vorgesehenen
oberbehördlichen Befugnisse aus.
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§ 43

Vorstellung

(1) Wer durch den Bescheid des Sanitätsausschusses in seinen
Rechten verletzt zu sein behauptet, kann innerhalb von zwei
~ochen nach Erlassung des Bescheides dagegen eine mit einem be­
gründeten Antrag versehene Verstellung bei der Aufsichtsbehörde
erheben.

(2) Die Bestimmungen der Absätze 2 - 6 des § 77 der Bgld.
Gemeindeordnung, LGBl.Nr. 37/1965, in der Fassung des Landes­
gesetzes, LGBl.Nr. 47/1970, gelten sinngemäß.

8. Abschnitt

S 0 n der b e s tim m u n gen für die
S t ä d teE i sen s t a d tun d R u s t

§ 44

(1) Auf die Städte Eisenstadt und Rust finden die Bestim­

mungen dieses Gesetzes mit folgenden Ausnahmen und Änderungen

Anwendung:

1. Bei der Bildung von Sanitätskreisen (§ 7) können
die Städte Eisenstadt und Rust mit Gemeinden des

politischen Bezirkes Eisenstadt-Umgebung zusammen­
geschlossen werden.

2. Anstelle der Zuständigkeit des Bürgermeisters zur
Durchführung von Dienstrechtsangelegenheiten gemäß'
§ 39 Abs. 2 tritt die Zuständigkeit des ~taitsenates,

der auch über die im § 39 Abs. 3 angeführten Dienst­
rechtsangelegenheiten zu beschließen hat.

3. Die im § 5. Abs. 1 und 4 festgesetzte Mitteilungs­
pflicht an die Bezirkshauptmannschaft entfällt.

4. Der i~ § 33 Ziff. 2 als Mitglied der Disziplinar­
kommission vorgesehene Amtsarzt ist von der Landes­
regierung zu bestimmen.
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(2) Der im DiGnste einer btadt mit eigenem Statut stehende
Gemeindearzt oder im Dienste eines Sanitätskreises, dem die
Stadt mit eigenem btatut angehört, stehonde Kreisarzt kann auch
zur fachlichen Besorgung von Aufgaben der Bez~rksverwaltungver­
wendet werden, welUl er über die für don amtsärztlichen Dienst
vorgeschriebene fachliche Ausbildung verfügto

90 Abschn.itt

S c h 1 u ß b e s tim 0 u n gen

§ 45

Übergangsbestimmungen

(1) Die bei Inkrafttroten dieses Gesetzes auf Grund des
~ 2 des Gemeii1.desanitätsgc·sctzes 1955, LGBlo Nro 17/1955, be­
stehenden Sanitätskreise sind Sanitätskreise im Sinne des
20 AbscbJ.littes dieses Gesetzeso Die f'litglieder (brsatznärmcr)
und die Obmäluler (Obmaru~stGllvcrtreter) der Sarritätsausschüsse
sind gemäß ~~ 8 bis 1u spätestens bimlcn fünf Monaten nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes nuu zu wählollo Die Fur~tion der
neu gewähltGll Nitglieder der Sanitätsuusschüsse begilli"1.t erst mit
dOLl Zeitpunkte, in dem diese VOll sämtlichen vorbandsangehörigen
Gemeinden gewählt worden sindo

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes sind die auf Grund

des Gemeindesulutätsgesetzes 1955 bostellten Gomeinde- und Kreis­
ärzte des Dionststandes öffentlich-rechtliche Bedienstete der
Gemeinden bzwo der Banitätskreisc, für die sie bestallt worden
sindo Auf sie .finden die Bestimmungen dieses Gosetzes A11werldungo

(3) Ruhe- un~ Versorgwlgsgcnüsse, die Gemoindc- uu~d Kreis­
ärzton, ferner deren Angehörigen und Hinterbliebenen bis zum.
I!~rafttroten dieses Gosetzüs zuorkarmt wurden, sind vom Lmld
unter Anwendung der pensionsrechtlichen Bestimmungen dieses
Gesetzes abweichond von der Bestiramung des § 26 Abs o 1 weiter­
zugewährGll; für die Bemessung der Ruhe~ und Versorgungsgonüsse
gilt als ruhogenußfähiger Monatsbezug im Simle des ~ 5 des
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~ 2 des Gemeii1.desanitätsgc·sctzes 1955, LGBlo Nro 17/1955, be­
stehenden Sanitätskreise sind Sanitätskreise im Sinne des
20 AbscbJ.littes dieses Gesetzeso Die f'litglieder (brsatznärmcr)
und die Obmäluler (Obmaru~stGllvcrtreter) der Sarritätsausschüsse
sind gemäß ~~ 8 bis 1u spätestens bimlcn fünf Monaten nach
Inkrafttreten dieses Gesetzes nuu zu wählollo Die Fur~tion der
neu gewähltGll Nitglieder der Sanitätsuusschüsse begilli"1.t erst mit
dOLl Zeitpunkte, in dem diese VOll sämtlichen vorbandsangehörigen
Gemeinden gewählt worden sindo

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes sind die auf Grund

des Gemeindesulutätsgesetzes 1955 bostellten Gomeinde- und Kreis­
ärzte des Dionststandes öffentlich-rechtliche Bedienstete der
Gemeinden bzwo der Banitätskreisc, für die sie bestallt worden
sindo Auf sie .finden die Bestimmungen dieses Gosetzes A11werldungo

(3) Ruhe- un~ Versorgwlgsgcnüsse, die Gemoindc- uu~d Kreis­
ärzton, ferner deren Angehörigen und Hinterbliebenen bis zum.
I!~rafttroten dieses Gosetzüs zuorkarmt wurden, sind vom Lmld
unter Anwendung der pensionsrechtlichen Bestimmungen dieses
Gesetzes abweichond von der Bestiramung des § 26 Abs o 1 weiter­
zugewährGll; für die Bemessung der Ruhe~ und Versorgungsgonüsse
gilt als ruhogenußfähiger Monatsbezug im Simle des ~ 5 des
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Pensionsgcsetz8s 1965
ab 10101972 das' jeweilige Gehalt eines Landesboamten der

DKlo VI, Gehaltsstufe 3,

ab 1 0 1 0 1973 das jeweilige Gehalt oines Landesbüamtül.l der

DKlo VI, Gehaltsstufe 5,

ab 101 0 1974 das jeweilige Gehalt einüs Lundesboamten der
DKlo VII, Gehaltsstufo 1,

jeweils einschließlich allfälliger T0uerungszulageuo Der Be­
messung des Todesfallbeitrages im Sinne des § 43 Abs.2 des
Pensionsgesetzes 1965 ist dus jewoilige Gohalt eines Landes­
beamten der Dklo VII, Gehaltsstufe 1 zu Grunde zu legeno Die
Gemeinden und Sanitätskreise haberl zu diesom Pensionsaufwand
einen Beitrag nach Naßgabe des § 37 Abs.1 und 2 zu leisten.
Die Bestimmungen der ~~ 37 Abso3 illld 38 gelten sinngemäß.

(4) Dem Kreisarzt ist das gemäß § 16 Abs03 des Gemeinde­

'sanitätsgesetzes 1955 vereinbarte Wagenpauschale als Reisepau­
schale bis zu einer Ncufüstsetzung güraäß § 16 Abso5 dies,es
Gesetzes wciterzugowähreno

(5) Vor dem\ 1. Juli ,1965 getroffene Vereinbarungen, die

ein höheres als das ifl § 15 AbS o 6 festgesetzte Wollilungsgeld
vorsehen, werden durch dieses Gusotz nicht berührto

(6) Die Gtädte Eisenstadt UIld Rust nabell ihrer im ~ 1 fest­
gesetzten Verpflichtung bilmen eines Jahres nach Inkrafttreten
dies~s G~setzes zu entsprechen.

§ 46

Außerordentlicher Pensionsbeitrag für
Gemeindoärzte des Dienststandes

(1) Gümeifideärztc, dic'sich im ~citpunkt des Inl{rnfttretens
dieses Gesetzes im Di&nststand befinden, habcll einen außeror­

dentlichen Pensionsboitrag zu leisteuo Dieser beträgt für
Gemeindoärzte

der Jahrgänge 1907 bis 1921
der Jahrgänge 1922 bä$ 1936

."..

//:{

'. .-

100 %,
50 %
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des nach Abzug des gesetzlichen Krmik8nvorsicherungsbeitrages,
des Wohnbauförderungsbeitrugos und des Pensionsbeitrages

gemäß ~ 28 Abso1 verbleibenden, geaäß ~ 14 gebührenden monat­

lichen Entgeltes und der 8onderzahlungenoFür Gemeindeärzte

der Jahrgänge 1922 bis 1936 beträgt der außerordentliche Pen­
sionsbeitrag ab dCiil a-q,f die Vollendung des 50o L obensja.hres

folgonden r'lonatsersten ebenfalls 10Ü 10 des nach Abzug des ge­

setzlichen Krank6nversicherungsbeitragcs, des Womlbauförderungs­

beitrages und des PensionsbGitrages gell1äß§ 28 Abso1 ver­
bleibenden, gemäß S 14 gebührenden monatlichen Entgeltes und

der Sonderzahlllilgeno

(2) Rechtmäßig entrichtete außGrordentliche Pensionsbeiträge
sind nicht zurückzuzahleuo

(3) Die Gemeinde (der Sanitätskreis) hat 50 VoH o der ihr

(ihm) zufliGß~nden außerordentlichen Pensionsbeiträge an das

Land abzuführen 0

~ 47

IJ.~rafttreten des G8setz8s

und AUfhebung älteren Hechtes

(1) Dieses Gesetz tritt am 1oJäIh~er 1972 in Krafto Mit dem

Illi~rafttretGn dioses Gesetzes wird das Gemeindesanitätsgesetz

1955, LGBloNro 17, in der FassUJ.lg der Gosetze LGBlo Nro16/1956,
LGBloNro 4/1961 lli~d LGßlo Nro 24/1965, aufgohobeno

(2) (Verfas8illlgsbestimmung) Mit düQ Inkrafttretcn dieses

Gesetz0s wird ~ 3 AbSo2 des Gcocindesanitätsgesetzes 1955,
LGBlo Nro 17, aufgGhobeno

----- ......

Daß dieser Abdruc~ mit dem vom BurgenJändischen
Lanota'g am .~._..~_~_.~g.Jt1J_ gefaBten Beschluß:
gl~ichlautend' ist, wird hiemit beglaubigt

:;! :. Eisenstad~. am 29. DEZ. 1971 /

.".

- 29 -

des nach Abzug des gesetzlichen Krmik8nvorsicherungsbeitrages,
des Wohnbauförderungsbeitrugos und des Pensionsbeitrages

gemäß ~ 28 Abso1 verbleibenden, geaäß ~ 14 gebührenden monat­

lichen Entgeltes und der 8onderzahlungenoFür Gemeindeärzte

der Jahrgänge 1922 bis 1936 beträgt der außerordentliche Pen­
sionsbeitrag ab dCiil a-q,f die Vollendung des 50o L obensja.hres

folgonden r'lonatsersten ebenfalls 10Ü 10 des nach Abzug des ge­

setzlichen Krank6nversicherungsbeitragcs, des Womlbauförderungs­

beitrages und des PensionsbGitrages gell1äß§ 28 Abso1 ver­
bleibenden, gemäß S 14 gebührenden monatlichen Entgeltes und

der Sonderzahlllilgeno

(2) Rechtmäßig entrichtete außGrordentliche Pensionsbeiträge
sind nicht zurückzuzahleuo

(3) Die Gemeinde (der Sanitätskreis) hat 50 VoH o der ihr

(ihm) zufliGß~nden außerordentlichen Pensionsbeiträge an das

Land abzuführen 0

~ 47

IJ.~rafttreten des G8setz8s

und AUfhebung älteren Hechtes

(1) Dieses Gesetz tritt am 1oJäIh~er 1972 in Krafto Mit dem

Illi~rafttretGn dioses Gesetzes wird das Gemeindesanitätsgesetz

1955, LGBloNro 17, in der FassUJ.lg der Gosetze LGBlo Nro16/1956,
LGBloNro 4/1961 lli~d LGßlo Nro 24/1965, aufgohobeno

(2) (Verfas8illlgsbestimmung) Mit düQ Inkrafttretcn dieses

Gesetz0s wird ~ 3 AbSo2 des Gcocindesanitätsgesetzes 1955,
LGBlo Nro 17, aufgGhobeno

----- ......

Daß dieser Abdruc~ mit dem vom BurgenJändischen
Lanota'g am .~._..~_~_.~g.Jt1J_ gefaBten Beschluß:
gl~ichlautend' ist, wird hiemit beglaubigt

:;! :. Eisenstad~. am 29. DEZ. 1971 /



..
- 1 -

E r 1 ä u t ern rl G B e m c r l~ u n g 0 n,
zum

Ent\mrf eines Ges(;"CZCS über dell Gomeinetosn;.1i täts­

dienst

(Gemeindesanitätsgesetz 1'971)

I 0 ALLG~~:LJ.:~IlmG
_...-.~.......------------

Die Bundes-Verfassungsgasotznov:jllc 1 '.:62, BGB1.n~i.. 205:; hat den

GemeinClen zur BOGorgung im oiß0nen \lir~::ungsbGreicl1 c1ie behörd­

lichen Aufgc.ben in d0TI Al1gclGgcnh0~ton des Art 0 118 Abs. 3 Ziff. 2

gevrährlc;istet. ~1}.folGG l\.rt .• 118 Abil.2 B. VG. in de'r PQssung dieser

Novelle haben ;ic1ie Gesetze derartige Angclegenhoiten ausdrück­

lich als rolche des aiL0nen' Vfirkungsberaiches der Gomeinde zu

bezeichnen;;. Diese :B8stimmung c.:,il t .auch fi.~r GesetzG, die vor

dem Inkrafttreten c.ieser Fovell0 erlc.ssen vlorc1.en Siild. lii t dem

vorliegenden Ent~~rf eines Gemeindesanitätugesetzcs 8011 diesem
Auftrag des Bunc1cs-Vorfo.ssungsgl)SO-Gzgob8rs auf' c.elrt Gebiete (tos

Gemeindesanitätsdienstes Gntsp~ochGn werden.

Der G2Boindesanit~tsdionstist derzeit durch das GOBeindesanitäts­

gesetz 1955 ~ LGB1. j'1r. 17 ~ in der Jjlo.ssunc~ (l.er LanCes~cootze LGBl.

Nr.16/1S56~ Nr.4/1961 und TIr.24/1965, geregelt. Da das im Jahre

1955 wieder verlautbarto G8meindesani tätsgoseJGzin seinor ur­

sl1rÜnglicllel:" Fassung aus dem Jahro 1926 St2~LE:lt, er\.;-oist os sich
als zweckmäßig, an Stcllü einor Umf2.fHJGndon und naturgemäß zur

Unübcrsichtlic:1Jx:ei t fÜhr8nc1en NovclliGrullG in Interesse de~ legi­

stischen Klarheit ein neues G3setz zu erlassen.

Die Zust:in0.igkoit des LD.nc~es zur Gesetzgebung grÜndet sich auf

. Art. 15 Abu. 1 B. -VG., da c~iG den Gegcns"tGnc'. c1ieses Gesetzes regeln­

den Angolegenheitcn nicht ausdrÜc~:licll da:r Gesetzgebung oder

auch der Vollziehun~ ~es Buntes übortr~Gcn sinGo Dies ergibt

sich Gil10rsei t;: nus c1er KompetcnzbcstiETInung des .l\.rt. 10 Abs. 1

Z.12 B.VGo und andererseits aUß deLI Inhalt des Kompetenzbegriffes

iiGomeindesani tä.t~=:J(licnstI;:
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Gemäß Art.10 Ab;':o1 l~iff~12 BoVGo ist, Buridessacho die Gesetz-
ß ....bung und die Vollziehung in cTen Ang81egol1hei ten des "Gesund­

heitswesens mit Ausnahme des oo •• G8meindesanität~dienstesli.

Unter Angelegenheiten des iiDienstes" in einem Vervlaltungszweig
versteht aber das B.-VG-&> , wie insbesondere aus dem Kompetenz­

begriff i1wissenschaftlicher und faehtcchnische:r Archiv- und

Bibliotheks.':lien.~ti' im Art.10 Abu.1 Ziff.13 B.-VC:Cr. zu folgern
ist, offensichtlich nur organisatorische Einrichtungen in dem

betroffenden Verwalt~nß8zweig~ nicht cbc~ die ~atGriell~reeht­

liehe Sei tB (ler -bctreffonden Ve1.""Vl['..l~Gungoaufgaben. Die Richtig­
keit dieser Auffassung cr'/lcis"t vor allem die Tatsache ,daß der
Begriff ilSani tätsdicl1st i1 odor iiGesu!1clhei tsd.i,enst ii in dcm fÜr die

Auslegung der Kompetcnzbegriffe.maßgebondcn Zeitpuruct des Wirl~­

samlceitsbeginnes des B.-VG.o (1.10.1925) im gesamten Bere'ich der

Rechtsordnung im Sinne der organisatorischen Einrichtullßon auf

dem G0biete ~es öffentlichen Gesundheitsdienstes verstanden
~mrdc. Den ontschGidcnden Nachwois hiefür liofert schon das
ilRcichssanit~).tsgosetziivon 1870, das sich in seinem Titel als
Gese-hz ilbetreffeno. die Organisation des öffontlichen Sanitäts­

dicnste~~ bezeichnc:t. Dieses Gesetz regelt aus s c 11 1 i e B­

I ich organisatorische Bestimmungon über eie Einrichtung der
SanitätsverwaltunG boi den Bezirksverwaltungsbehörden, bei den
Xmt2rn der L8.ndesr8gi~rungGnUl1(~ in aer Ilinisterialinstanz.
11atcriell-rechtlichü Vorsc:lrifton nuf dem Gebiete des Sanitäts­
wesans onth'.Llt (~ioses Gosetz Übarl'1au11t !'1ich-t; os schließt also

diene Fraßon aus dcn Begriff des Sanit~tsdionstes vollständig
aus (Erkenntnis des Verf.GH.Slg. 2704).

Es bozoichnet sich daher auch, der vorliegonde Ent\~lrf als ilGesetz
über den Sanit;..;tsc.ionst ii ., TIs enthält k oincrlei Regelungen materiel­
Ion RGchtlJS, es ordnot vielmehr nur die or~anisatorischenEinrich­

tun8Gn des Sanitätswesens in den GcmeinQon an.

11. GLIEJJßHUNG

r Der vorlieeonde Gesctzesentvrorf ~mrdc in scinen Aufbau aus Gründen

der ÜbersichtlichJ.\:ci t go~onüber deI!! aus zwei AbschnittÖn bzw. drei

Artikeln mit 23 Paragraphen bestehenden GG~eindesanitätsgesGtz1955

"
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1 0 Abschnitt:
'20 Abschnitt:
30 Abschnitt:

40 Abschnitt:
'50 Abschnitt:
60 Abschnitt:
70 Ab'schnitt :
80 Abschnitt:

90 Abschnitt:

!'
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stär~e! ,g~gliedert und umfaßt nunmehr 47 Paragraphe, die in
"nachst.ehende neun Aoschnitte zusammengefaßt sind:

Allgemeine Bestimmungen '
Gemeindeverbände (banitätskreise)
Pflichten und Rechte des Gemeindearztes
(Kreisarztes)
Pensionsansprüche
Ahndung von Pflichtverletzungen
Kostentragung'
Behörden und deren Wirkungsbereich -.
Londerbestimmungen für die Städte Eisenstadt
und Rust ' , '. ,:,'
öchlußbestimraunge~ . '

IIIo BE8vNDEH.~ BEI"iERKUNGEN ZU DEN EINZELNEN PAHAGHA.PIffi"N·
Zu § 1: Diese Bestimmung weist auf die Aufgaben'der Gemeinden hin, .di~

ihr im Sinne des Arto 118 Abso3 Zo7 Bo-VGo (bzwo ~ 51 Abs:02
litog der Bgldo Gemeindeordnung, ~GBlo Nro 37/1965) durch, Bundes­
ader Lande"S~esetz zur Besorgung im eigenenW,~rkungsb~:r~,~«hge'-

, ,währleistet sind 0 Es ist vom legistischen Sii~ndpun.ft~~ a~~, ent­
behrliah, auf die aus den einzelnen Bundes- oder Landesgesetzen
sich ergebenden A~gaben der Gemeinde auf dem Gebiete des Sani­
tätswesens hinzuweisen (also zoBo' d;as Epidemiegesetz 1950,
BGBlo Nro 186/1950; oder'das Bgldo Leichen- und Bestattungswesen­
gesetz LGBl'o Nro 16/1970) und dergestalt im Gesetz selbst, einen
"Pflichtenkatalog" für de'n Gerneindearzt (Kreisarzt) aufzustellen,

"zumal ein solcher Katalog, ohnedies nur "deklarative" Bedeutung
,'" :h~ftteo

Diese Bestimmung weist außerdem n~ch auf die Verpflichtung der
Gemeinde hin, sich zur fa~hlichen Besorgung der Aufgaben· des
GesunQ.b.eitswesens eines Arztes zu ~edienen, entweder· durch An­
~t~llung eines Gemeindearztes oder im Wege einer gemeinsamen
Anstellung eines Kreisarztes gemo, § 7D Der Ausdruck' "einen" vor
dem Wort "Arzt" ist nicht als Zahlwort, sondern als unbestimmter
Artikel zu versteheno
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öchlußbestimraunge~ ..

IIIo BE8vNDEH.~ BEI"iERKUNGEN ZU DEN EINZELNEN PAHAGHA.PIffi"N·
Zu § 1: Diese Bestimmung weist auf die Aufgaben'der Gemeinden hin, .di~

ihr im Sinne des Arto 118 Abso3 Zo7 Bo-VGo (bzwo ~ 51 Abs:02
litog der Bgldo Gemeindeordnung, ~GBlo Nro 37/1965) durch. Bundes­
ader Lande"S~esetz zur Besorgung im eigenenW,~rkungsb~:r~.~«hge'-

. ,währleistet sind 0 Es ist vom legistischen Sii~ndpun.ft~~ a~~, ent­
behrliah, auf die aus den einzelnen Bundes- oder Landesgesetzen
sich ergebenden A~gaben der Gemeinde auf dem Gebiete des Sani­
tätswesens hinzuweisen (also zoBo' d;as Epidemiegesetz 1950,
BGBlo Nro 186/1950; oder' das Bgldo Leichen- und Bestattungswesen­
gesetz LGBl'o Nro 16/1970) und dergestalt im Gesetz selbst, einen
"Pflichtenkatalog" für de'n Gerneindearzt (Kreisarzt) aufzustellen,

"zumal ein solcher Katalog, ohnedies nur "deklarative" Bedeutung
,'" :h~ftteo

Diese Bestimmung weist außerdem n~ch auf die Verpflichtung der
Gemeinde hin, sich zur fa~hlichen Besorgung der Aufgaben· des
GesunQ.b.eitswesens eines Arztes zu ~edienen, entweder· durch An­
~t~llung eines Gemeindearztes oder im Wege einer gemeinsamen
Anstellung eines Kreisarztes gemo. § 7D Der Ausdruck' "einen" vor
dem Wort "Arzt" ist nicht als Zahlwort, sondern als unbestimmter
Artikel zu versteheno



Zu§ 2:

Zu § 3:
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Ivlit dieser Bestiwmung wird deo im .ärto118 Abso2letzter Satz
norinierten Auftrag· des Bunde sverfassungsgesetzgebers , alle Ange~

legenheiten, die im aus~chließlichen oder überwiegenden Intere~se

der in/der Gemeindo verkörperten örtlichen Gemeinschaft gelegen
und geeignet sind, durch die Gemeinschaft irmerhalb iht'ßr ört­
lichen Grenzen besorgt zu werden, ausdrücklich als solc~e des
eigenen Wirkungsbereiches zu bezeichnen, entsprocheno Per vorlie­
gende Entwurf weist der G~mcinde keinerlei Aufgaben zu, die nicht
dem eigenen Wirkungsbereich zugehöreno Auf eine detaillierte Auf­

zählung de~,Bes~immungen, die dem eigenen Wirkungsboreich zuge­
wiesen w0:t-den; 'konnte daher verzichtet werdeno

Das Dienstverhältnis der Gomeinde- und Kreisärzte, die von einer
Gemeinde .'~der VOll einem Sanitätskreisangestellt werden, wurde
entsprechend der Regolung des Gemeindesanitätsgesetzes 1955 a.ls
ein öffentlich-rechtliches gestalteto

Zu § 4: .Die Anstellungserfordernisse des Abso 1 und die .Ausschl~eßungs­

,.gründe des Abso 2 sind im allgemeinen den einschlägigen Bestim­
mungen der Dienstpra~uatik der Btindesbeamten nachgebildeto

Der Aus8chließungsg~unddes Abso2 litoc (bberschreitung der
~ltersgTenze von 50 Jahren) war deshalb vorzusehen, weil in der
Folge der vorzeitige Eintritt der Dienst~ähigkeitmit Eücksicht
auf den gesetzlichen Anspruch des Gemeindearztes (Kreisarztes)
auf Ruhegenuß eine erhöhte finanzielle Belastung des Landes und
der Gemeinden mit sich bringenkaml; aus dem gleichen Grunde
wurde die bisher unbeschränkte Möglichkeit, die Überschreitung
'dieser Altersgrenze nachzusehen, auf solche Bewerber einge-
schränkt, die zum Zeitpunkt~ des Ablauf~s der Bewerbungsfrist
das 550 Lebensjahr noch nicht vollendet haben (dies jedoch auch
nur unter der V~raussetzul1g, daß sich kein Arzt um die Arlstel- '
lung bewirbt, der das 50 0 Lcbensjahr noch nicht überschritten hat)o
Von einer derartigen besonderen Anordnung konnte jedoch hinsicht­
lich jener Personen abgesehen .werden, welche als Gemeinde- bzwo'
Kreisärzte sich bereits in einem öffentlich-rechtlichen Dienst­
verhältnis befindeno '
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Zu § 5: Diese Bestimmung regelt das Verfahren bei Freiwerden einer
Ge~Gindearztstelle (Kreisarztstülle)a Di~ ·im

:..~hsa1 norIilierte ~rist von sechs \rlochen soll dem. potentiellen
Bew8rb8r die Möglichkeit einräuncn, .sämtliche dem Gesuche
beizuschließenden Unterlagen (Abso2) zeitgerecht beschaf­
fen 'ZU könaeno

Die Verpflichtung dar Geoeinde (des,Sanitätsausschusses)
zur unverzüglichen BctraJ.lung eines Arztes mit dengemeinde­
ärztlichen Aufgaben elltspricht der unbedingten Notwendig­
keit der Sicherstellung einer jederzeit erreichbaren
ärztlichen Hilfeo

AbS o2 bestiß8t, nit welchen Unterlagerl das Ansuchen einzubringen
isto Es soll dies der Beschleunigung' des Verfahrens dienen,
\'1eil sichorg0steltt erscheint, daH damit alle für die Be­
urteilung des Falles erheblichen Unstände schon mit dem
Gesuche zur Verfügung stcheno

In Absa4 wurde die unverzüglicho Mitteilung der Geueinde (des Sani­
tätskroises) von der erfolgten An.stellung des GGGlüinde­
arztes (Kreisarztes) an dns Amt der Landesregierung
(.äufsichtsbehörde) norIilierto Es wird nicht verkannt, daß
nach Arto119 a ~bso4 Bo~Y~o die Gemeinde lediglich ver­
pflichtet ist, in einzGlnül~Fallc von der Aufsichtsbehörde
verlangte Ausk~te zu 'erteilen und daß eine generell
statuierte Ausk~tspflicht der G9Qcinde geg0nüber der Auf­
sichtsbehörde mit dicse~ll GrUJ.~dsatz an sich im Widerspruch
stchto Bei der gegenständlichen Regelung desilbso'4 ·'handelt

. , .."'

es sich aber nicht um eine Verständigung der Aufsichtsbe-
hörde im eigontlichen Sil~e, . sOl~dern UItl einen· Akt· der Hilfe­
leistung nach Arto22 Bo-VGo Der Verfassungsgerichtshof
hat es als zulässig anerkannt (Verf o.GHo b~~o 5~15/66), die
GOfileinde generell geso,tzlich zu verpflichten~ 'solc~e Ver­
ständigungen vorzunehnen, da es Zweck ·derartiger Regelungen
sei, die '~ust~ndigen Behörden in die Lage zu versetzen,
ihrerseits etwa Grforderliche MaBnahmen zu treffeno
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Du~ch-Abso5 wird im Einklang Bit den ErkoliUtnis -de~ VwGHo vom
1401ü o 1949, Slgo 11]' 1U29, klargestellt" daß durch
eine ihrer Zweckbestimmung nach-bloß vorübergehende
und ohne berufsmäßigen Anstellup.gscharakter erfol­
gende Betrauung mit den gemeindeärztlichenAufgaben

kein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis ent­
stehen kUllllo

Zu §' 6: Wie alle öffentlich-rechtlichen Bedicnsteton soll auch-der
Gemcinde- und Kreisarzt vor dem Dienstantritt in feierlicher
Form die Einhaltung.UIld,Erfüllung seiner Dienstpflichten v~r­

sprecheno

Zu § 7: Diese BestimL~ung setzt die Voraussetzungen fest, unter denen ein
Sanitätskreis gebildet (Abs 01), geändert oder aufgelöst (Abs03)
werden karulo Der Sanitätskreis ist seiner Rechtsnatur nach ein

in der Forill einer juristischen Person des öffentlichen Re~htes

konstituierter Geßcindeverband im Sil~e des Arto 116 Abs~4 Bo-VGo
Von 'den möglichen Arten des Zusanrr~onschlussosvon Gemeiflden zu

Gemeindeverbändell, nänlich einerseits iu Wego freiwilliger Ver­
einigungen, Ullderorsuits zwangsweise und 'hier wieder durch
Gesetz oder durch bohördlichcn Verwaltungsakt, wurde der
letztero Weg gewählto Bswar dahor im Abso4 'den beteiligten
Gemeinden im Sinn0 des Art o 116 Abso4 letzter 8atz Bo-VGo ein
"Anhörill1gsrecht" einzuräulilono Das Anhörungsrecht aber war hin-.
sichtlich der Geilleinderäte sämtliche~ verbandsan~ehörigen

Geme~ndcn deshalb zu norlili~ren, weil durch dio"Anhörung des
Gemeindeverbandes oder der Vertreter der verbandsangehörigen
Gemeinden allein dem Verfassungsgebot des Art 0'116 Abse4
letzter Batz nicht entsprochen'wäreo

: • ••• ·1
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Zu § 8: Ein Gcncindcverbc.nd i'st, ,,,,ie in elen Eo B. zu § 7 ausgefÜhrt wurde,
ein mit oigener llechtspersönlichkeit ausgestatteter Rechtsver­
band, dennQch eine juristisclle Person. Juristische Personen
handeln durch ihre Org~nei als solcho sind der Sanitätsausschuß
und der Obmaml des Sanit2tsuusschussos vorgesehen~ Der Sanitäts­
aus;... clluBbildct ein Repräsontatiol1sorgan, auf clessen Bestellung
den GCBcindon ein maßgeb:;nder Binfluß eingoräumt wird. Inwieweit
dioser' Einflt.1B nuf (~ie Bestellung e.es Sanitätsausschu8ses der

ForderlH1ß Co.es AJ:'t.116 Abs.4 2. Satz B.-VGo Hechnung trägt, ,,,,ird
zu § 9 erläutert.

Die Bcstimiilungen über die Zusti:indiclcei t des Sanitätsnusschusses
sind in den §§ 39 Ab·s. 4, 42 und 43 enthal tC~l1.

Hinsichtlich der Satzungen ~d Beschlüsse jes Sanitdtsausschusses
v~er(-:"cn Üie bc.zÜglichen Bostimmungon der BC;ld. Gerneindcord.nung
sinnG3mäß für anwendbar erklärt~

Zu § 9: Diese Bestimmung regel t das Verfahren der Berufung der :rfi tglicder
des Sanitätsausschusses. In concreto wird der Vorschrift des
Art.116"AbDo4 B.-VG., 'vonach den Gemeind.en ein i/maßgobender :2in­
fluß i • auf (.ie B8sorgung der Aufgaben ,~; es Verbandes einzuräurJen ist,
entsprochend Rechnung getrn2en (AbB.1)o

Bei der Festsetzung der Zn111 o.ür von einem Gomeinderat in den
Sanitätsausschußzu entsendenen Mitglieder \vurde ein System ge­
wählt, das der v0rschiodonen Größo der verbandsungehörigen Gemein­
den zwar grundsätzlich, nicht jedoc]1 im Verhältnis der tatsäch­
lichen Größenunterscl1iode TIechnung trägt (Abs. 2) 0

Die BegrenzunG cer FunktionsdauoT der Mitglieder des Sanitäts­
ausschusses ist deshal.b erforderlich, ,"lcil sich bei einer Neu­
\-fahl (des GomeinÜeratcs) der beie.er ~:!ahl der lIitgliec1er des Sani­
täts~usscl1usses zu b8rücksichtigende Parteienproporz ändern kann.
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Zu § 10: Absa1 trifft Bestimmungen über die Einberufung der Mitglieder
dee Banitätsausschusses zur ~onstituicrendenSitzung;
Abso2 regelt die Wahl des Obmannesa

Zu§ 11: Für den Fall, daß ein Gemeindeamt, das ein0D1 Gemoindeverband
zugehört, mit der li'ührung der Kanzleigeschäfte ,betraut werden
soll, wird die Zustimr.lung des betroffeu0n Gemeindeverbandes·ge­

fordert 0

Zu § 12: Im Abso 1 und 2 wird die rechtliche Stell~g des GeLloindearztes
(Kreisarztes) behandelt und im Zusammenhalt mit Abso3 ~d 4
dessen Pflichten dargestellto Diese umfassen im 'wesentlichen
folgende Aufgaben:

1 0 Die Erstattung von Vor~chlägen für die Erlassung orts­
polizeilicher Verordnungen und sonstiger Maßnahmen ,auf
dem Gebieto der örtlichen Gesundheitspolizei (§ 51 AbSa2
litog der Bgldo Gemoindeordnung)o

20 Die Anordnurlg von Vorkehrungen bei Auftreten übertragbarer
Krankheiten nach Maßgabe der einschlägigen Vorschriften
und dfe 'Überwachung der Durchführung sanitätspolizeilicher
Maßnahmen der Sanitätsbehördeno

30 Die Teilnahme' ~l amtshandlungen als Buchverständiger bei
der Handhabung der Baupolizeio

4 0 Die unverzügliche ärztliche Hilfoleistung bei Elementar-
oreignissen und sonstigen Katastropheno

50 Die Mitwirkung boi öffentlichen Inpfurlgeno
60 Die gesundheitspolizeiliche Überwachung der Närktco
70 Die Uberwachung der hygienischen Verhältnisse in Pflicht­

schulen und ~indcrgärten, ferner ~in Horten und Bchülerheimen,

die ausschließlich oder vorwiegend für Schüler von Pflicht­
schulen bestimmt sind; Überwachung des Gesundheitszustandes
der in diesen Anstalten untergebrachten Schüler und Kindero

80 Die Durchführung der 10tenbeschau sowie die D~erwachung

der Friedhöfe, Leichenhallen und sonstigen Einrichtungen
des Bestattungswesenso

Die Besonderheit der Stellung des Kreisarztes ist, was im
,Absatz 2 auch festgestellt wird, darin geIgen, daß der
Kreisarzt zwar in einen öffentlich-rechtlichen Dienstver­
hältnis ZULl Gemeindeverband steht, jedoch ]\ach9rgan jeder
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einzelnen Gemeinde des Sanltätskreises isto Daher war es unter
Bednchtnahme au~ Arto 119 AbS02 1 0 Batz Bo-VGo auch notweildig,
seine funktioaello Stellung in der Gemeindeverwaltung zu be­
stimmeno
Än Sonntagen und an gesetzlichen Feiertagen ist der Gemoindearzt
zur Hilfeloistung nur in dringlichen Fällen verpflichteto Ist
die ärztli·che Hilfeluistung an diesen Tagen durch ·einen von der
Arztekanmer eingerichtet·cu 13ereitschaftsdienst gGwähr~eistüt, so
wird die ärztliche Ve:rsorgw1g G.er dringlichen Fälle wohl durch
die iIJ. Bereitschnftsdieilst stehenden Arzte erfolgen,. so daß der
Gemeindearztvo~seinor ges8tzlichcn Verpflichtung befreit isto

Zu § 13: Abs01 trifft Vorsorgo für den Fall, daß in einem bQstililDlten
Gebiet des ßmlitätskrcis0s eine ausreichende ärztliche Betreuung
der Bevölkerung nicht gewährleisteterschointo In diesem Falle
hat der Snlutätsausschuß die Abhaltung von regelmäßigen ürdi­
nationen. in einen urte dieses Gebietes anzuordrieuo

I@ ~uge des Begutachtungsverfahrens hat die Ärztekammer für
Burgonland zu dieser Bestimmung die Ansicht ve,rtroten,:. daß sich
die Bewilligung einer "Zweitordination" nach § 5 .AbSo4 des

.A.rztegesetz(js, BGBl o Nro 92/1949, iodoFo· BGBlo Nr~ 229/69, zu
richten habeo Demgeoäß bedürfe de'r Kreisarzt hiozu einer Be­

willigung der Ärztekamwero Diese Rüchtsansicht ist aus folgenden
Gründen nicht haltbar:

·Der Kreisarzt steht g8w.äß §3 Abso1 in oinom Dienstvurhältnis
(Bffentlich-rochtlicher Art) zu einem Sanit~tskreiso~Dievom
~m1itätsausschuß angeordnete Abhaltung von r~g8imäßigGn Ordi­
nationen außerhnlb seines Berufssitz0s stellt sich düUllluch als
eine ihn obliegende Dienstpflicht duro Seine Tägiekti ist als
selbständige .Ausübung des ärztlichen Berufes im Rahmon eines
Dienstverhältnisses und nicht als freiberufliche Tätigkoit zu

werteno Das Tatbestandsmorkmal des ~ 5 AbS04 des Ärztegosotzes,
BGBlo Nro 92/1949, iodoFo der 1.rzte,gG.s8tz~Novelle1964, BGBlo
Nro 50, (vgl·o die verba lega).in "Ein pruktischer Arzt oder ein
Facharzt, der seine freiberufliche Tätigkeit 000000 an einür:!
zweiten Berufssitz auszuüben beabsichtigt 000") tr~fft auf den

Kreisarzt nicht zUo Es kalm daher diese Bestiamung des Arzto­
gosetz~s·auf die Ordination außerhulb des Berufssitzos nach
~ 13 des Entwurfes keine Anwendung findeno
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Abso2 niffißt Bedacht auf die durch das Geoeindestrukturverbesse­
rungsgesetz, LGBlo Nro 44/70, bewirkte Vergrößerung der poli­
tischen ,Gemeinden, die ein solches Aus~aß orroiche~, daß sie
n~~ehr gebi~tsmäßig mit don auf Grund. des Gemeindesanitätsge­
setzes 1955 gebildeten Sanitätssprongeln durchaus konkurrieren

"kömleno Es erweist sich daher als zweckmäßig, gleiohfalls Vor­
sorge für den Fall zu treffen, daß in bestiomten zusammenhängen­
den i,jiedlungen oiner Gemeinde eine ausreichende ärz~liche Be­
treuung der Bevölkerung"nicht gewährleistet orscheirlto In diesem
Falle hat der Gemeinderat die Abhaltung von regelmäßigen Ordi­
nationen in dieson Siedlungen anzuordneno

Wird der Gemeinde- oder Kreisarzt zur Führung einer Zweitordi­
nation verpflichtet, so sind ihm die erforderlichen, mit einer
Nindesto.us~tattungversehenon Ordinationsräumo"kostenlos beizu-
stolleno

Zu § 14: Im Gemeindesallitätsgesetz 1955 ist da.s monatliche Entgelt des
Geaeindearztes (Kreisarztes) mit einem starren Betrag festge­
setzt (derzeit 8 L~20,--)o Der starre be~rag mußte durch Novellie­
rungen ir.rrn.er wieder den geänderten Geldwertverhältnissell angepaßt
werden (zuletzt im Jahre 1956: LGBlo Nro 16/1956)0 Im vorliegen­
den Entwurf wird das monatliche, Entgelt des Geneindearztes
(Kreisarztes) aus Zweckmäßigkeitsgründon an den jeweiligen Ge­
haltsffilsatz dar DKloVII, GehoSto1 der Landesbe~ten gebundeno
In gleicher Weise wird auch der Vorrückungsbetrag gOIDoAbso2 in

ein bestimmtos prozentuelles Verhältnis (14 %) zum monatlichen
Entgelt gcbrachto

Für die Bezüge des Gemeindearzt~s (Kreisarztes) h'at gemäß § 38
Abso 1 die Gerdoinde· (der Sanität skre i s). zur Gänze aufzukoIlLlen;
deren Auszahlung orfolgt durch die Gemeindco

Die Reg0:I:-ur1g der Sonderzahlungen (abs04) .entspricht dem gel­
tenden Rochtszustand (~ 9 abSo3 des Gemoindesanitätsg~setzes

1955)0
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Zu § 15: Hinsichtlich des Anspruches ~uf Nat~ralwohnung und auf Ordinations­
räume ~mrde grundsitzlich die RcgülunB ~es GeDleindesanitätsge­
setzes 1955 (§ 15) überno~nen.

Abs.1 normiert die grundsätzliche Verpflichtung der Gemeinde

(des Sanitätskreises)~ dem Gomeindearzt (KreisQrzt) eine
geeiGnete Natural"/ohnuhg 'und goei0neto Orc1inationsräume zur
V~rfügung zu stelleno

Abs. 2 stellt klar, daß durch die ZU~~'Jeisung der im Abs. 1 genannten

Räumlichkeiten der Gemein~carzt (Kreisarzt) einen öffent­
lich-rechtlichen Benützunestitel erlangt. Dies gilt in
gleicher Weise für die Hinterbliebenen dos Gemeindearztes
(Kreisarztes), die 30mäß Abs.5 im Zusammerulalt mit Abs.2
im Genuß der (1em Gemeindearzt (Kreisarzt) zur Verfügung ge­
stellten Naturalwohnung belassen werden. Diese Konstrtu{tion
erscheint zweckmäßig g vleil ohne Schaffung eines verlHn.l tungs­
behörtilichen Räumungstitels die Gemeinde gezwu_ngen w~re,

gegen clie Hinterbliebenen im ZivilrcchtGwege ein Räumungs­
urteil oder einen ge~ichtlichenVergleich zu erwirken.

.; Abs.4 bezweckt, einen Auseleich zwischen den Interessen (Vloh­
nungsbed-arfnisson) des 2.1.J.S (I.em Dienststand o.usgeschiec1enon

Gemeindearztes (ICreisarztes) sowie (im Zusammerulült mit
Abn.5) de~ llinterbliebcnen une. denen des neu ~ngestellten

GemeindearztGs (Kreisarztes) zu ermöglichen. Der für diese
Al1gGlcgen...~eit zuständige Gema inderat (§ 39 Abs. 3 z. 5) wird

daher eine Interessenabwäßung vorzunehmen h8..beno

Abs. 6: Der Ans11Tuch auf etas Uohnungse;eld ist einerseits davon ab­
hä.ngir;, ob clcm Gemeindearzt (Kreisarzt) eine Nnturnlwoh­
nung und Ordinatiol1srLi.ume zur VerfÜgung gestellt werden
können und andererseits vom Vorzieht des Gemeindearztes
(Kroise.rztcs) auf C.ieso Rtiumlichkei ten. Das im Gemeinde-
sanitätsgesetz 1955 (§ 15 Abs.2) für den Fall des Ver­
zichtes vorgos9hcne unQ als VoraussetzunG für den Anspruch
auf das llohnungsgeld herzustollende Einvernehmen des Ge­
meindearztes (Kreisarztes) mit der Gemeinde (dem Sanitäts­

l{reis) ist in dem vorliegenden Entwurf nicht mehr enthalton.
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Der Zeitpunkt der Verzichtserklärung ist bedeutsam für
das Entstehen des Anspruches auf das Vlohnungsgold. Die
Regelung des :3. Satzes 8-(;e11t dn:r'C'.uf f':.b, der GeJ!lein(~e

ai'e I-iöglichkeit eirizuräurp.en, zei ·bgerecht ent~prechende

Dispositiol1en über die freiworclenclen Räumlichkeiten tref­

fen zu können •

.ZU § 16: Abs.1 Trifft eine Definition dc~ Be,griffes ilDienstreise il
• Sie

trägt gleichzeitie Qon zu erwartenden VGrhäl~~issen im
GefolGo- der Gcmoindezusamme.nlegungen insofcri1e Rechnung ~

als RGisokoston auch dnnn zu vergi.i..ten· sein werelen, 'Wenn

das -Ziel der Dionstreise (die Dienstverrichtungsstelle)
zwcr_illiLe~h21b derselben Gemcinde g aber mehr als zwoi
Kilometer vom Borufssitz (von der O~dination) des Gemein­
dearztes (Kreisarztes) entfernt ist'.

·~·~Abs. 2 Sieht die An,<rendbarkeit ~er für ö.i0 LC'.l1ctesbcamten

je'VTeils ,fE:stge10gtcn Vergütungssätze vor.

Abs.3 Setzt für 0.i0 Geltcndmachung des Anspruches auf Rcise­
kostenverg(tung eine }!'rist von einG3 'n:o'nat O ,n:ach Ablauf

eines Kalenderhalbjahres fest~ die Frist ist unerstreck­
bar. Nach Ablatif ~er Frist tritt -der Verlust des Ans~ruches

auf Reisckosto:i.1vergÜtul1ß Gin. Der Al1s}~ruch ist bei der j e-
o weiligcn Dionstbehörde (GGilleinde, Sanit~"ttskreis) gel tend

zu machen.

Ahs.4 stellt eine AusnahLle von dem Grunfl.satz dar 9 daß der Ge­

samtnufwand des Sanitätskreises von allen v9rbandsange­
hörigen Gemeinden im Sinne (GS § 30 ..:\.bfJ 02 zu tragen ist.

Zu § 17 ~ Abs .1 Setzt das Ausmaß des Urlau-jos ohne, Rücksicht auf _c..ie
Dauer des Dienstverhältnisses mit 32 \furktagen fest.

~bs.3 Erschließt cis lIöc;lichkei t der Gowährung eines Sonuerur­

laubes. Hierauf soll jedoch kein Rechtsanspruch bestehen;

8eine G-ewährunß soll vielmehr bo·i Vorliegen cler genannten
Voraussetzunaon dem :ermessen der Dienstbehörde überlassen
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Zu § -18: Die ßestilillllungen über die Vertrutung des Gemeindearztes

(Kroisarztes) sind von der Erwägung getragen, de~ Gemeinde­
arzt (Kreisarzt), E::lltgegon der bisher geltenden Regelwlg,
von ·der Verpflichtung zur NamhaftmQchung eines Vertreters
weitestgehend zu bofreiena

Die Bestimmungen über die Vergütung für die VertreOtung (Abso5)
sowie über die Reisekostenvergütung (Abso6) gel~9n auch für
diejonigen Arzto, die bei Vakanz der Gomcindearztstelle
(Kreisarztstelle) nit der Vertretung betrau~ worden· (§ 5 Absa7)o

. Abso8 stellt klar, daß durch die BotrauUllg eines Arztes mit
der Vertretung eines Gemeindearztes (Kreisarztes) ein öffcnt­

lich-rechtlich8S Dienstverhältnis nicht begründet wird, da der
rechtsgestaltende Hoheitsakt der Ernelulung fehlto

.Absatz 9 trifft Vorsorge für den Fall, als es der Bürger- _0 °

meister llilterläßt, seine in den Absätzen 1 bis 4 festgelegten
Verpflichtungen zu Grfülleno Diese BestimtlWlg gibt der Auf­
sichtsbehörde in Durchbrechung des Prinzips der Gemeindeautono­
mie die Möglichkeit, in der Sache s8lbst Maßnahmen zu treffeno

'''.
Die ErsatzvornaluJ.c erscheint im. Hinblick darauf, daß bohördliche
Akte auf dem Gobiete des Sanitätswesens ~eist keinen Aufschub
dulden, gerochtfertigto

Zu § 19: Abso 1 enthält eine taxative AUfzählung aller jener Zeiten,
die zur'Gänze für die Vorrückung in höhere Bezüge zu berück­
sichtigen sindo

Die Bestißffiung des Vorrückwlgsstichtages hat gemäß Abso2 von
Amts \'1egen zu erfolgen und bedarf keinos .Antrages des Gemeinde­
arztes (Kreisurztes)o

Zu § 20: Im allgemeinen verfolgt das provo Dienstverhältnis den
Zweck, den Bewerbor auf seine Eignung für dGn Dienst zu
prüfen und der Dienstbehörde die Gelegenheit zu geben, das
dienstliche lli~d außerdienstliche Verhalten des Bewerbers
währcIld des prova Dionstverhältnisses zu prüfeno Die allge­
mein im Dienstrecht vorgesehene längere provo Dienstzeit
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lich-rechtlich8S Dienstverhältnis nicht begründet wird, da der
rechtsgestaltende Hoheitsakt der Ernelulung fehlto

.Absatz 9 trifft Vorsorge für den Fall, als es der Bürger- _0 °
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'''.
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wird· im gegenständlichen Entwurf (analog der gel tenden
Rechtslage) auf ~in Jahr verkürzt.

Die Rechtswirkungen des .prov . Dienstverhältnisses äußern
sich darin, daß dieses vom Dienstgeber durch schriftliche
Kündigung ohne. Angabe yon Gründen bis zum letzten Tag des
provo Dienstverhältnisses gelöst werden kann. In diesem
Falle wird der Lauf der Jahresfrist gemäß Abs. 1 unter­
brechen 7 sodaß bei Anstell~ng in einem Dienstverh~ltnis
einer anderen Gemeinde (eines anderen Sanitätskreises) diese
Frist, da das Dienstverhältnis noch nicht definitiv ge-. .
worden ist, neuerdings zu laufen beginnt. Die Definitiv-
stellung tritt nach Ablauf eines Jahres von Gesetzes wegen
ein ; zum Eintri tt dieser Rechtsfolge bedarf es"keines
rechtsfeststellenden Bescheides der Dienstbehörde.

Zu § 21: Abs. 1 zählt die Gründe des Erlöschens des Dienstverhält­
nis~es ta~ativ auf.

Aba. 2 bindet die Wirksamkeit der Austrittserklärung im
Interesse des Gemeindearztes (Kreisarztes) an die
Einhaltung bestimmter Formverschriften.

Abs. 3 normiert die Rechtsfolgen des Erlöschens des Dienst­
verhältnisses.

Zu § 22 :. Durch die Bestimmungen dieses Par8graphen soll dem aus dem
Dienststand aus nicht in seiner Parsen gelegenen Gründen aus­
scheidenden Gemeindearzt (Kreisarzt), der keinen Anspruch
auf Ruhegenuß besitzt, der Übergang in die geänderten Ver­
hältnisse erleichtert werden.

Zu § 23: Diese Regelung verfolgt grundsätztich den Zweck,den im
Dienststand befindlichen Gemeinde- bzw. Kreisärzten im Falle
der Änderung der Kreiseinteilung .entweder einen Dienstposten
sicherzustellen oder, wenn nicht genUgend neue ~ienstposten
geschaffen werden! ihm i~ zusamrne'~al t mi t § 22 ·~umindest
einen Abfertigungsanspruch zu~uerkennen.
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Abs.,1 normiert die K~ntinuität des Dienstverhältnisses des

Kreisarztes bei Änderung der Kreiseinteilungo Jede
Änderung der Kreiseinteilung durch Ausscheiden von
einzelnen Gemeinden aus dem 'Sanitätskreis oder durch

Einpeziehung weiterer Gemeinden in den Sanitätskreis

hat mittels Verordnung zu erfolgeno

Abs 0" 2 regel t 'den Fall, daß durch Anderung der Kreisein­

teilung die Dien8tp~sten der Gemeinde- oder Kreisärzte

übGrhaupt aufgelöst werdeno

Abs. 3 erklärt die Bestimmuneen über die Versetzung in den

zeitlichen Ruhestand und über die Entlassung (Abs. 2)

nur dann für anwendbar, wenn nicht neue Dienstposten

für diej~nigen Gemeinde- oder Kreisärzte, deren
Dienstp8sten durch Änderung der Kreiseinteilung auf-

, ,

gelassen wurden, geschaffen wurden 0

Aus der Formulierung des 2. Satzes (vergleiche die

verba legalia !tIn diesem Falle 000") geht hervor, daß

Abs. 2 solange nicht anzuwenden ist, als noch freie

(neugeschaffene) Dienstposten vorhanden sind. Unter
mehreren Bewerbern hat der Gemeinderat bzw. der
~anität~ausschuß das Wahlrecht hinsichtlich des an- '

zustellenden Gemeinde- oder Kreisarztes. Hinsichtlich

der nicht berücksicht~nBewerber findet Abs. 2

Anwendung.

Aba. 4 mußte die Anwendbarkeit der Bestimwungen über das
Eöchstalter des anz~stellenden Gemeindearztes (Kreis­

arztes) 'mit Rücksicht auf die in Abs. :3 n.rmierte

Verpflichtung der Gemeinde (des Sanitätskreises) aus­

schließen.

Die Vorschrift~n über die Stellungsausschreibung
mußten, der Eigenart der Bestimmung des § 23 ent­
sprechend, 'für nicht anwendbar erklärt werden.

(
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Zu § 24: Diese Bestimm.ill1g verwe,ist' zur BeurteilunG der trbergonüsse und
der Verjährung des .Allsprucho~",auf,;rückständigeLeistungen und
des .Rechtes auf Rückforderung 'zu Unrech~ ,entrichteter Leistungen
auf die bezüglichen Bestimmungen d~s Geq.altsgcsetzes, 1956, die
ihrerseits den §§ 39 u:q.d 40 des Pensionsgesetzes 1965 entsprecheno

Zu ~ 25: .äbSo1 ordnet die subsidiäre Geltung der Vorschriften des Pen- ,
siollsgosetzüs 1965 (PG 1·965) sowie mehrerer BostiIilLlurigen
der Dienstpragmatik und dos Gehaltsüberleitungsgesetzes ano

Abso2 ~ie Vorschriften d~ Pensionsgesetzes 1965 übor die An­

rechnung von HuhegtHlußvordienstzeiten haben zur Folge, daß
in der Regel die Geraeinde- bzwo Kreisärzte bereits mit '
Antritt ihres Dienstes einen Anspruch ,auf RuhGgonuß (Ver­
sorgungsgenuß) erworben würdeno Durch ,die Bestir.un.ung des
Abso2 wird daher eine weitere (über den § 3 .Ab 5 0 1 des
Pensiqnsgesetz~s 1965 hiilausgehcndc) grundsätzliche Voraus-

, ~

setzung für den Anspr~ch des Gomcindearztes (Kreisarztes)
auf Ruhegenuß normierto Bis Jur ~rfüllung dieser Voraus­
,setzungen bleiben daher die 'mit Buscheid angerechneten
Ruhegonußvordiollstzoiten latento ßie werden erst mit dem

I

'Zeitpw1kt wirksam, ,in den die öffentliche Dienstzeit volle
fünf Jahre beträgt; die Auf- oder Abrundung der sich nach
ZusaLlLlonzählung der einzeluon ruhegcl1ußfähigen Zeiten er­
gebenden Gusa~tdionstzeiten im üilme des § 6 Abso3 des
Pensionsgosotzes 1965 entfällt hiobei (~ ,25 Abso2 letzter
Satz des Entwurfes)o

Besonderen Härtefällen, wie zoBo einem schweren.Dienstun-
. fall innerhalb der ersten fünf Diollstjahrc~ wird die Landes­
r~gierwlg durch gnadbnweisQ ~uerkollllung von außorordent-

'. lichen Ruhe- und V8rsorgungsgenüssen Rechnung zu trugen
habeno

Aus der Formulierung des 1 0 Satzes ist klar ersichtlich
(vglo die verba legalia "000 in einem Dienstverhältnis
verbrachte Zeiten 0 0 0 n), daß die Zeite:i1., während der der
Gemeindearzt (Kreisarzt),r.lit den Aufgaben eines Gemeinde­
oder Kreisarzte sanläßlich der Erledigung der Gel',1eindearzt­
stelle (Kreisarztstolle) betraut war, nicht in ~en f~~

jährigen ZJeiiJraun einzubeziehen sind; wohl aber sind diese

·~
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Zoi ten als liuhegenußvordiell'stzei ten anzurechnon. (§ 27
AbS01 des Entwurfes; so auch LoBo zu dieser Bestimmwlg)o

. Zu ~ 26: Durch diese Bestilillilung, wie auch durch di8 des ~ 27, wird dus
Ulltor ~ 25 für anwendbar erklärte ~erlsionsrGcht dar Landes­

beamten den Besondcrhcit0ll dGrGemcinde- Ulld Kreisärzte ango­
paßto

Zu § 27; Diese Norm orgänzt die BostiLlIJ.uug des .§ 53 des· Peusionsgesetzes
1965 über die Anrechnung von ßuhegonußvordienstzeiteno

Da durch die Betrauung mi t den Aui'gabsn eines Gemeinde- .. oder

Kreisarztes anläßlich der Erledigurig ~er Geueindearztstolle
gemo § 5 Abso6 kein Dienstverhältnis begründet wird, diese Zeit

aber infolgc der taxativen AUfzähllli1g im § 53 1~bSo2 bis 4 des
PG 1965 nicht orfaßt wird, war sie aus Billigkeitsorwägungen
au'sdrücklich anzuführen (Abs 01) 0 Doch kann, wenn ~n oin und
-denselben kalendermäßigen ZeitraUIil m8hrerc anrechünbare Ruhe­

genußvordienstzoiton fallon, nur 0 i n e dieser Zeiten als
Ruhegenußvordienstzeit ungerechnet wurdeno

LJU § 28: Die Rogelung'dos Absatz 1 oriüntiürt sich an der geltenden
Rechtslage 0 Der Ponsiollsbcitrag wurde jedoch im Hinblick darauf,

daß nlll1Lluhr dio BOfJ.ossungsgrundlage sowohl für die Huhe- und

Vürsorgungsbezüge als auch für den. 'rode sfallbeitrag das jeweilige

Gehalt einüs Lall.desbeaillten der Dienstklnsse VII, Gehaltsstufo 1,
bildot, auf 5U voH a erhöht 0 Der Ponsionsbeitrag wird bei der
Entrichtung dos Nonatsentgcltos und der SonderzahlUllgen einzu­

behalten seina

Abso 2 noruiort, daß rcchtB~ßig entrichtete Pensionsbeiträge
nicht zurückzuzahlen sind, auch dann nicht, weml der

Gemeindearzt gekündigt oder entlassen wird oder aus dem.

Dienstverhältnis austritto.
Abso 3 Im Hinblick darauf, daß das Land geBo § 37 AbS01 die

Halfte des gesamten Pensionsaufwandes den GemeindGn zu
ersetzen hut, war auch ein entsprechender Boitragssatz
hinsichtlich der von den G0·:leindeärzten geloisteten
PensionsbGiträge festzulegen, der an das Land abzuführen
isto
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Zu§ 29: Abs 1 setzt im Hin~lick auf die völlig anders gedrte~e dienst­
und b~soldurtgsrechtlicheStellung des Gemeinde- bzwv Kreis~

arztes fUr den besonderen PensionBbe~trag eine yom.§ 56 Abs. 3
. . ,

'des PG 1965 abweichende Beme ssungsgrundla ge fest.

Die Absätze 2 und 3 ordnen im Hinblick auf die besondere Kon­
struktion der Kostentragung (§ 37 Abs. 1 und 2) den finanziel­
len Ausgleich zwischen,dem Land und den Gemeinden b~w. den
Sanitätskreisen an (siehe auch,di~ E.B. zu § 31).

Durch die Verse1izung in den Ruhestand ,wir~ das. ,Öffentlich­

'~echtliche Dienstverhältnis zu einer Gemeinde (einem Sanitäts­
kreis) nicht berülirt. Der Gemeindearzt. (Kreisarzt) bleibt da­
her auch'als Beamter des Huhestandesin einem ,öffentlich-recht­
lichen DienstvE;rhältnis zur Gemeinde(sanität~kreis).Daraus
folgt, daß dem Begriff tlReaktivierung" (§. 14 G.G bezeichnet
die.sen VorgsIl:g als Wiederaufnahme eines Beamten des Ruhe­
standes in den Dienststand!) die Identität des. Dienstgebers

immanent i~t. Einem Gemeindearzt (Kreisarzt,) .'. der sich im
Ruhestand befindet und wieder in den Dienststand aufgenommen
wird, ist gemäß § 25 Abs. 1 des Entwurfes im Zusammenhalt mit
§ 57 Abs. 1 des l?ensionsgesetzes 1965 die: im Ruhestand ver­

brachte Zeit auf Antrag. als. ruhegenußfähige Di~nstz~it anzu­
rechnen. Wird jedwch ein im Ruhestand befindlt'cher Gemeinde­
arzt'(Kreisarzt) von einem anderen Dienstgeber, als dem, zu
dem er im Ruhe'stand in einem öffentlich-~echtiichenDienst­
verhältnis gestandeh hat, in ein Dienstverhältnis aufgenommen,
so kann nicht mehr von einer "Reaktivierung" in dem im § 14 GG
gebrauchten Sinne gcsprechen werden. Die Bestimmung,des,§ 57
Abs. 1 PG ist daher für diesen ·Gemeindearzt (Kreisarzt) unan­
wendbaro Die Zeit aber, die ein auf diese Weise "reaktivierter"
Gemeindearzt (Kreisarzt) im Ruhestnnd verbracht· hat, stellt an
sich keine ruhegenußfähige,Dienstzeit dar (vgl. di~ verba
legalia" ••• bis zum Tage des Ausscheidens aus dem Dienst­
stand ••• " im § 6 Abs. 2 des PG 1965). Sie ist nur dann bei
der Ermittlung der ruhegenußf~igen:Gesamtdienstzeitzu be­
rücksichtigen, w~nn sie, auf Grund besonderer, Bestimmung als
ruhegenußfähige Dienstzeit angerechnet werde,nkann (vgl. auch
E.d.VwGH. vom 4.5,,1961, Slg. 5559/A und vom 21.1.1954
Slg. 3280/A).
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Es mußte daher die im Entwurf vorgesehene Bestimmung des § 30
Abs. 2 geschaffen werden, durch die gewährleistet ist ,daß der
Gemeindearzt (Kreisarzt) im Falle seines neuerlichen Ruhe­
standes durch die Änderung des Dienstgebers hinsichtlich
seines Ruhegenusses keinen finanziellen Nachteil erleidet.

Zu den

§§31 - 36: Auf das Disziplinarverfahren gegen Gemeinde- bzw. Kreisärzte
finden grundsätzlich die Bestimmungen des V. Abschnittes der
DP Anwendung. Der Eigenart der in diesem Entwurf geregelten
Recntsverhältnisse entsprechend war es notwendig,von den Be­
stimmungen der Dienstpragmatik abweichende Regelungen in den
§§ 32 -.36 des Entwurfes zu treffen.

Zu § 37: Die Bestellung von Gemeindebediensteten und die Ausübung der

Diensthoheit fällt gemäß Arto 118 Abso 3 Zo 2 B.-VG. in den

eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. Dem Begriff der Dienst­
hoheit immanent ist, wie dem Erkenntnis des VfGH. Slg.Nr.2670/
1954 entnommen werden kann,die Regelung der Beziehungen
zwischen dem Dienstgeber und dem Dienstnehmer; dazu gehört vor
allem die Regelung der besoldungsrechtlichen Ansprüche des
Dienstnehmers. Sie werden, wie der Verfassungsgerichtshof in
seinem Erkenntnis Slg.Nr. 3259/1957 vermerkt hat, regelmäßig

in drei Phasen verwirklicht, nämlich

a) Schaffung des Rechtstitels,
b) Festsetzung (Bemessung der BezUge),
c) Liquidierung der BezUge.

Die beiden ersten Abschnitte sind mittels Bescheides zu er­
ledigen, die Liquidierung hingegen ist ein technischer Vor­
gang8 Da nach Auffassung des Verf8ssUngsgerichtsh~fes

(vgl. E.Slg. Nr. 3389/1958) auch die Pensiorien eine Abgeltung
von Dienstleistungen und Dienstpflich'ten sind, gehört also
auch die Verwirkl~chung von Pensionsansprüchen zum Begriff

der Diensthoheit.
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Entsprechend dem gegonwärtigGn gesetzlichenZustanp. vierden die
oben dargestell tel1 il?- drei Phasen zu ver'V'Tirklichen~cndienst­
rechtlichen· AnsprUche vom Amt der Landesregierune; durchgefU..hrt;
diese VorganßsweisG kuan nicht mehr weiter beibehalten werden.

Eine Änderurig- c1er Zuständigkeit zur Besorgung c1er in lit. a.,. b ...

unc1 c', genannten und von der Gemeinde im eigenen Uirh.'Ungsbereich.

zu besorgGnden Ang:Jlegenheiten kann gemäß Art ~ 118 Abs. 7 B.-VG.

nur cJ.urch 0ine Verordnung der I,andesregi·::rt'it1g, die eines Antrages

der Gc~eii1de bed:~rf, begrÜnc.~~ werten.

Hinsichtlich der finunz~ollen Aus'vTirkunGen dieser Bestimmung

wird auf Abschnitt IV &er E.B~ verwiesen.

Abu .1 rogclt dia Kost,Gntragung hinsichtlich des Pel1~ionsauf­

wanc1es. Dieso Regelung lel111-t sich im '\Iresontliqhell an die
Konstrul(tion der gegel1\tldrtigcn Ilcchtslage an: Dadurch ist

gowährleistet~ daß eine Kostenvor8chiebung zwischen den
Gemeinden und. l:'eW: Lanc( .nicht' eintritt U11c:' die bestehende

Risikog0flcinschaft, durch die die einzelnen Gemeinden VO~

'l'!.nmi-G~~elbarull l~IGhrbelastungen bovlahrt vle:cc1.en, aufrecht

bleibt. Durch diese don finanziellen Aufwand zwischen Ge­
illeinde unQ Gern Land regelnde Bestimmung wird die Dienst­

hoheit der Gemeinde nicht berührt.

Abs.3 regelt das Verfahren zur Hereinbringung der gem~ß Abs.1

festgelegten Beiträge c.erGemeinden und Sanitätskreise zum
Pensbnsaufwand •

.Abs.1 regelt, we~ den durch § 37 Ab~.1 nicht erfaßten Aufwand zu

tr~gen hat. Es sind dies im wesentlichen die Aktivit~ts­

bezÜge une.. sonstigo zur Erfüllung der Aufgaben der Ge~

meinde bzw. Sanitätskreise erforderlich~n.Auf~ände.Sie
sind im Hinblick auf tio relativ ßcringfügige und dieGe-

n· .
meinden und Sanitätskreise einigermaßen gleiclnnäßig tref-... .
fenden Belastungen ohne Kostenbeitrag durch das Land von
den Dienstgebern der Gemeinde- und Kreisärzte alleine zu

tragen.
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Abs.2 bietet die Grundlage für die' Auftoilullg (J~er nach 11aßgabe

des Abs.1:vom Sanittitskreis zu tragenden Kosten.

Abs.3 trifft hinsichtlich der Vorschr~ibung von BciträgGn eine
Untcr~.;choi("lln:z nach der Art der IBei träßo. Sie ergibt sich
daraus, daß der Sanit2tGkr8is keine EigeTh~ittcl besitzt und
er daher ohnG ein8 im Vorhinein erfolgende Vorschruipung
deo nicht unter § 37 Abs.1 fnllcnden Aufwandes seine Auf­
gaben nicht wahrneh~en könntc.

Zu § 39~ Die Abs~tze 1 und 2 normieI'en im Eiwelnng mit Art.118 Abs.3E.-VGo
dio Zuständigkoit zur Durchführung von dienstrechtlichen Angele­
gGnhei ten, soweit es sich nicht 1.1Jn Disziplinarangclegeru;.ei ten
hane.GIt.

Abs.3 zählt taxativ die in die Zusttindigkeit des Gemeinderates
fallenden dienstrGclrlilichon AngclGGenhci ten auf.

Zu § 40: Gemäß § 79 Abs. 3 der Bgld. Gemeindeordnung ist, soferne die G·c­

setze nichte: anderes bestim;~.en, die Bezirksho.uptme.nnschaft Auf­
sichtsbchörae~ hinsichtlich der GCDeindGv8rb~nde je~och die
Landesregierung. Um eine einhoitliche Führung c'.er Aufsicht zu
gC\'Täh.rl ...;isten 7 't.mr<le in DienstrcchtsangeleCGnheiten auch der Ge­

moinden die zust~:.l1dißkeit der Landesregierung als Aufsic1).tsbo:lörde
normiort.

Zu § 41~ Gemäß Art.119 a Abs.8 BoVG. könnon einzelne von der Gcneindc im
eißGnen Wirkungsbereich zu treffencen Maßnal1IDen,Qurch die auch
überörtliche IntGressen im besonderen Iraße .berührt werden, ins­

besondere solche von bosondor~r finallzielle~ Bedeutung, an eine
Genehmigung 0..er !.ufsichtsbehörde Gebt"!.~d811 werden. :Durch ('.ie vor­
liegcnc1G Bestimmung soll das Land im Hinblick darauf, daß allen­

falls entgegen den materiell-rechtlichen Vorschriften ergangene
Maßnailluen der Gemeincen, abgesehen von den Fällen der §§ 83 une 84

der Bgldo GemeindeorQl1uTIg, von der Aufsichtsbehörde nicht aufgo­
hoben werden· können, vor gesotz'tiridrigen BGlastungen' durch dienst­
rechtliche rlaßnahmen 0er Gemeinden bzwo Sanitätskreise geschützt
werden.

Zu den
]§ 4:2 :u. Gemäß Art~ 119 a 1..bs .. 10 BD-VGO s'ind ,1ie

43: haltcnen BestimmunGen (darunter fallen
über die Vorstellung: Art.119 a Ab~.5)

in diesem Artikel ent­
auch die Bestirmnungcn
auch auf die Aufsicht über·
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diG Gemeindeverbäncle en·t~.~prechenc1 anzu,V'enden. Die Bglc... Gcmeindc-
, ,

ordnung erklärt im § 79 Abs 0 1 nur c.ie Bostimmungon übor das Auf-
o _ .. --......-....-

~ichtsrecht (VI. Hnuptstück mit den §§ 79 ff) auchfüx die gemäß
§ 22 dieser Gemeindeordnung gebildeten Gemein(1everb~nde für an-
" .

"'lene.bar, nicht jedoch diejenie;()n Bestimmungen, die sich mit dem
Instanzenzug oder &er Vorstellung (§§ 76, 77) beschäftigen. Es
war daher (da eine ähnliche Bestimmung, wie sie das Bundes-Ge­
meindeaufsichtsgesetz, BGBl.Nr,.123/1967, in seinem § 1 Abs.4
1re lUlt, 'tn der Bgld ~ Gcmeindeordnullß 'fehlt) mit den Bestimmungen
der §§ 42 und 43 des Entwurfes uuch'das'Verfc.hren'hinsiohtlich
der Gemeindeverbände in ~lsführung des Verfnsßungsgebotes
(Art.119 a Abs.10 B.-VG.) zu normieren•

•
~ Das Gemeindesanitätsg:;setz 1955 hat in seinem Art. I dieStäd"tie

~iscnstadt und 'Rust von seinen BGstimmungen ausgenommen une sie
in ArtfII zl;l selbstäncl.igensani tätsgemeinden erklärt. Die gemäß

§ 1 des Gemeindesanitätsgesetzes 1955 den Sanitätsgemeinden ob­
liegonden Aufgaben waren durc\~~inen Stadta~zt zu besorgen, des­

sen dienst- und besoldungsrech'liche S·tel~ung nicht üngi:tnstiger
sein durfte als die der Gemeinde- und Kreisärzte. '

Auf dem Boden des Verfassungsrechtes wird ein Unterschied zwisohen
einer Gcrileinde und einer Stadt. mit eiGenem statut nicht gemacht;
ein~ Stadt mit eigenem statut hat lediglich n e ben ,den
Aufgaben der Gemeindovcrvlaltung auch c1io der Bezirksverwaltung
zu besorgen, Demnach vermc.g auch der LnndesgesetzgebGr zufolge
der in der B.-VGo-Novolle 196~ normierten Grundslitze keine
solche Un"tiGrschei~1ung zu treff·en. Es war daher. v:on einer Über­
nahme der Regelung des Art.I und II des GcmGindesanitätSgeset~cs

1955 abzusehen und die Anwendba~kait der Bestimmungen des im
Ent,qurf vorliegenden Gesetzes auca auf eie St~dte mit eigenem

statut vorzusehen.

Abs.1 enth~ilt eine diesem Grundgedanken entsprechende Regelung

und in. seinen Ziffern 2 - 4 Anpassungsvorschriften.

Zu § 45: Abs.1 Bezweckt die u~crleitung der auf GTund d~s Gemeinde­
sanitätsgcsetzes 195~ ge~ildeten SanitätskrBise in die
nach dem Entwurf vorgesehene Rechtslage; Im Hinblick' auf',. .

dfe geänderte A~ztlhl der von den Gemeinden.in den Sanitäts-
, ' .

ausschuß zu 0ntsendenden Nitglieder war die Durchführung
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einar Neuwahl vorzusehcll o Die Büstirrwlung des letzten Satzes
war notwendig, weil damit gcrccmlet werden muß, daß eine
GCr.leinde zeitig früher als die anderen Gom.einden eine Neuwahl
der Mitglieder des Sanitätsausschusses vornimmt; dadurch kÖ1Ulten
in dieseo Ausschuß liicht im Gesetz vorgesehc:ue l"lchrhüitsvcr­
hältnisse eintretono

Abso3 Für diese Regelung war vor allem naßgebend, daß in den

lotzten Jahren durch Teilung und Ugbildung eine große
Anzahl von Sanitätskreisen geändert wurde Wld daher die
Besorgung der Dienstrochtsangelogenheiten in bezug auf
die Empfänger von Ruhe- und VcrsorgUllgsgenüsscn durch die
GCQcinden bzwo Sanitätskreise praktisch undurchführbar
wärüo

Abs o 4 Durch diose Bestimmung soll Ginc Schmälerung erworbener
Ansprüche auf ein vereinbartos \4agenpauschale bis zur
Festsetzung eines Reisekostenpauschalcs vermieden wGrdeno

'Abso5 Diese Hora soll erworbene Rechto aufrechterhalten; aller­
dings"kann GS sich nur litl solch~ Voroinbarungen handeln,
die ~ dem 60Äugust 1965 abgeschlossen worden sind, da
:rai t diosen Zoitpunkte Vereinbarungen Z\vischen dOll Geneinde­
bzwo Kreisärzten und dar Sanitätsgeaeinde (dom. Sallitäts-

. .- ~.'.

kreis) über das WO~lungsgcld infolge Festsetzung der Höhe
dos Vohnun~sgeldes geoo ArtoI Zo5 des G8setZGS vom 120hai
1965, LGBlo Nro 24/1965, nicht mohr Qöglich wareno

Zu § 46: Wie bereits in dell EoBo zu ~ 28 ausgeführt wurde, wurde der
Pensionsbeitrag dar GeuciIldü- und Kreisärzte im Hinblick darauf,
daß nUIllilchr die Beillessungsgrundlage für die Ruhe- und Versor­
gungsbezüge das joweilige Gehalt einos Landesbouoten der DKloVII,
Gehaltsstufe 1, bildet, auf 50 voH o erhöht 0 Da auch für die
Ruhegezüge der Gemeinde- und Kreisärzte d~s Dienststandes die
DKlo VII, Gehaltsstufe 1 die Bcmessungsgrundlage bildet, diese
Gemeinde.- und Kreisärzte aber bisher nur einen Pellsionsbeitrag
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Zu § 47: Die Bestimnung des Abs02 war als Verfassungs1?estimmung zu
erlassen, da ~ 3 AbSo2 des Gemeindosanitätsgesetzos 1955
Verfassungsrang besitzt o

IV 0 FINANL:JIELLE .AU~WIIll{UHGEN

1 0 GeLläß h 37 Abso 1 hut das Lal,'ld den Gemeinden den Aufwand
zu ersetzen, der durch die Anwendung der ,§~22, 25, 26,
27 und 30uuf dio Gemeinde- bzwoKreisärzte erwächsto Dieser
Aufwand errecmlet sich (unter ~ugrUl~delegung der am 31 0 12 0 1971
voraussichtlich gegeben0n Verhältnisse) für das Jahr 1972
wie folg.t:

a) Ruhegenüsse
b) Versorgungs'genüsse
c) .8. 0 00 Versorgungsgenüsse
d) Dienstgeberbeiträge

S 2,081 0 380,-­
S 1,1590550,-­
S 216~272,.-­

S 880200,--:

S 3,5450402,--
----------------------------

Gemäß § 37 AbS o 1 20Satz haben die Gemeinden und Banitäts­
kreise dem Land einen Beitrag zu leiston, der mit dem Betrage
zu bemessen ist, der sich durch die Aufteiluilg der Hälfte des
gesamten Pensionsaufwandes auf die einzelnen Gemeinden und
Sanitätskreise nnch l1aßgabe ihrer Einwohnerzahl ergibt;

deGlD.ach hat
das Land unter Berücksichtigung des ~ 28 Abs03 und.~es

§ 46 Abs03 (S 1910023,-- + 1520277,--) einen Betrag von
d 1,4290401,-- zu tragun, während die Geneinden und
SalutätskreisG' die andere Hälfto zu tragen habeno Dies
ergibt für jedü·GÜilleinde (jeden Sanitätskreis) durch­
schnittlich einen jährlichen Aufwand von

ci 160816,--
----------------------

(Bei Berochnung dieser Zahl konnte die Einwol;l.nerzahl
als variabler Faktor selbstverständlich nicht,berück­
sichtigt werden; der durchschnittliche Aufwand wird
sich daher je nach Einwohnerzahl der einzelnen Gemein­
den (Sanitätskrci'sc) erhöhen odor vcrmindern)o
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S .364 0 840,--

S 610403,-­

S 1,1900335,--
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20 Gemäß § 38 AbS 01 haben die Gomeinden (Sanitätskreise)

neben dem nach Maßgabe des ~ 37 AbS 0 1 zu ersetzenden
Aufwffild den übrigen zur Erfüllwlg ihrer Aufgaben erforder­
lichen Aufwand selbst zu tragon (btichtag und Berochnungs­
zeitrau1u wio unter ~iff 0 1):

a) Nonntsentgelt eillschlo bonderzahlungen
gemo § 14 Abs 0 1 bis 4

b) Kinderboihilfen
c) Dionstgebcrbeiträgü zur Sozialver­

sicherung

----------------------------

Demnach ergibt sich ein jährlicher Aurwand der Gemeinden
(Sanitätskreise) von je

S 140004,--
----------------------

Zu diese@ Aufwand kommt noch der Aufwand für die Natural­
wohnung (§ 15), für die Reisokosten (§ 16) und für die
Vertretung des GeBGinde- oder Kreisarztes (§ 18)D

30 Nach dOLl GeLlüindosani tätSgüS0tZ 1955 würde sich für das
Jahr 1972 unter Zugrwldelegung einüs Gesamtuufwandes von

S 4,2350480,-- für das Land (wlter Berücksichtigung des
Pensionsbeitragos von b 2000000,--) ein Aufwand von

S '1,917074ü,-- ergebon, währond jeder Sanitätssprengol
einen solchen von S 260807'-0 zu tragen hätteo

40 Auf Grund dos vorliogenden GssetzGntwurfos ergibt sich

eine Aufwundsverschiebung aus folgonden Gründen:

a) Brhöhwlg der (Aktiv)Bczugsnnsätzü (S L~2U,-- bis S 840,--,
auf Grund desS 9 des GeL1eindesanitätsgesetzcs 1955;
nach den Entwurf 5 VoHo desj~weiligün Gehaltes eines
LandesbeUQten der Dienstklass0 VII, Gohaltsst~e 1,

gemäß § 14 Abs 01 und Erhöhung des lilonatlichen Entgel­

tos um 14 vQHo für je 5 für die Vorrückung anruchenbare
Dienstjahro gemäß ~ 14 Abso2)o
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b) Erhöhun6 der RuhGgüllußbemcssungsgrundla~o(gomäß·§ 11
des.Gonoindesanitätsgosutzüs 1955 in der Fassung LGBlo
Nro .16(1956 war der Ruhegenuß so zu benessen, wie ddr
Ruhegenuß eines Bu...TJ.desbea.t1tün, der i'n Zeitpunkt der

Versetzung in den Huhestand die '1 0 Guhalt.s{3tufe der

Dienstklasse VI orreicht hat; nach dem vor"liegonden
Entwurf gilt für die Benessung der Ruhc- und Versor­
gungsbezüge ab 101o19?2.uls.ruhegonußfähiger Monatsbe­
zug das jeweilige Gehalt einüs LandesboaLltcn der Dienst­

klasse VI, Gehaltsstufe 3) O'

c) Der ·vom Gei.:l0indearzt (Kreißarzt) gemäß ~ 28 Abso1 und
§ 46 AbSo1 zu leistollde'Pensionsboitrag und. aooa Pon­
sionsbeitrag fließt nunmehr der Get'icinde (dew. Sanitäts­
kreis) zu, wobei allerdings zu berücksichtißen ist, daß

geLläß § 28 Abso3 und:§ 46 Abso3 die Go"!ncinde (der
Sanitätskreis) 50 voH. der ihr (ihm) zufließenden
Pensionsbci.träge an das Land abZuführen hato

(
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